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Zusammenfassung	für	die	schnelle	Leserin1	

Die	Herausforderungen	für	die	berufliche	Aus-	und	Weiterbildung	in	der	nächsten	Dekade	lassen	
sich	 durch	 Schlagworte	 wie	 Digitalisierung,	 Urbanisierung,	 Fachkräfte-	 und	 Lehrer/innenmangel	
beschreiben.	Die	damit	verbundenen	Folgen	entwickeln	sich	entlang	von	Branchen,	Fachbereichen	
und	infrastrukturellen	Rahmenbedingungen	sehr	unterschiedlich	in	den	Regionen.		

Die	Berufsbildung	 stellt	 für	die	Regionen	und	die	Menschen	einen	 zentralen	Standortfaktor	dar.	
Berufsbildung	 ist	 unmittelbar	 von	 den	 oben	 genannten	 Herausforderungen	 betroffen	 und	 kann	
selbst	ein	Treiber	für	Entwicklungen	werden.	Daher	ist	es	von	elementarer	Bedeutung	die	Qualität	
der	 beruflichen	 Aus-	 und	 Weiterbildung	 in	 den	 Regionen	 weiter	 fest	 zu	 verankern	 und	 dabei	
qualitativ	zu	verbessern.	 Insbesondere	 in	 ländlichen	Regionen	kann	 im	bestehenden	System	von	
Zuständigkeiten	 und	 Regulierungen	 die	 Aufrechterhaltung	 von	 Bildungsangeboten	 unter	 den	
Gesichtspunkten	der	wirtschaftlichen	Tragfähigkeit	als	kritisch	eingeschätzt	werden.		

Die	 Studie	 beschreibt	 ein	 Konzept	 zur	 ortsnahen	 Beschulung	 in	 einer	 dualen	 Ausbildung.	 Dabei	
wird	von	der	Randbedingung	„kleiner	Klassen“	oder	einer	geringen	Anzahl	von	Ausbildungsplätzen	
eines	Ausbildungsberufes	oder	eines	reduzierten	Angebots	von	Fachlehrer/innen	 in	einer	Region	
ausgegangen.	Das	Konzept	verknüpft	dabei	die	Herausforderungen	mit	den	Möglichkeiten,	durch	
digitale	 Vernetzung	 von	 kleineren	 Lerngruppen	 an	 verteilten	 Standorten	 dennoch	 eine	 unter	
Effizienzkriterien	hinreichende	Zahl	von	Auszubildenden	zu	unterrichten.	

Das	Konzept	begründet	im	Vergleich	zur	üblichen	Reaktion	von	„Verlagern	oder	Zusammenlegen“	
von	 Berufsbildungsstandorten	 einen	 alternativen	 Lösungsvorschlag.	 Bezugspunkt	 ist	 dabei	 der	
Erhalt	 und	 die	Modernisierung	 einer	 Dualen	 Ausbildung	 vor	 Ort	mit	 Erfahrungen	 des	 „Distance	
Learning“,	 die	 auch	 in	 anderen	 Ländern	 schon	 gemacht	 wurden.	 Hier	 geht	 es	 darum,	
Möglichkeiten	auszuloten,	wie	die	normative	Setzung	einer	ortsnahen	Beschulung	in	Fachklassen	
gerade	auch	für	Ausbildungsberufe	im	Handwerk	als	beste	unter	verschiedenen	Alternativen	ganz	
konkret	praktisch	gestaltet	werden	kann.	

Das	Konzept	und	die	Erfahrungen	aus	anderen	Ländern	werden	daher	anhand	der	Kriterien		

• rechtliche	Rahmenbedingungen;	
• curriculare	bzw.	didaktisch-methodische	Gesichtspunkte;	

																																																								
1	 In	diesem	Bericht	wird	nach	dem	Zufallsprinzip	abwechselnd	die	weibliche	und	die	männliche	Form	verwendet.	



	
	

	

	

	

• technische	Gestaltungsoptionen;	
• organisatorische	Anforderungen	und	
• regionale	Bezugspunkte	

geprüft	und	erläutert.	



	
	

	

	

	1	

1 Problemkontext	

Es	 führen	mindestens	 drei	 verschiedene	 Trends	 zu	 der	 Problematik	 „Erhalt	 der	 Beschulung	 von	
Ausbildungsberufen	im	ländlichen	Raum“:	

• Die	 demografische	 Entwicklung	 der	 Bevölkerung	 führt,	 selbst	 in	 Regionen	mit	 stagnierender	
oder	wachsender	Bevölkerungszahl,	 in	der	Regel	zu	weniger	Jugendlichen	im	Alter	von	16	bis	
25	Jahren.	Unter	dem	Stichwort	„Urbanisierung“	können	zudem	Faktoren	identifiziert	werden,	
die	ländliche	Regionen	verstärkt	unter	Zugzwang	setzen.		

• Den	Jugendlichen	bieten	sich	eine	Vielzahl	unterschiedlicher	Pfade	 in	das	Berufsleben.	Dabei	
wird	 im	 Vergleich	 zwischen	 beruflich-dualen	 Ausbildungsgängen	 und	 akademischen	
Studiengängen	 mit	 betrieblichen	 Praxisphasen	 die	 Attraktivität	 der	 dualen	 Ausbildung	 von	
Einigen	 eher	 niedrig	 eingeschätzt	 und	 in	 Kombination	 mit	 einer	 nur	 geringen	 Quote	 von	
Betrieben,	 die	 auch	 Ausbildungsbetriebe	 sind,	 nicht	mit	 stabilen	 Berufsperspektiven	 vor	 Ort	
verbunden.	 Vor	 dem	 Hintergrund	 tiefgreifender	 Veränderungen	 der	 Arbeits-	 und	
Geschäftsprozesse	 im	 Rahmen	 von	 Handwerk	 4.0	 kann	 hier	 die	 Digitalisierung	 auch	 als	 ein	
Treiber	in	Richtung	innovationsaktiver	und	technologieaffiner	Regionen	angesehen	werden.	So	
werden	etwa	Digital	Hubs	vorwiegend	in	urbanen	Regionen	und	nicht	 in	 ländlichen	Regionen	
gegründet.	

• In	vielen	Fällen	lösen	Überlegungen	zu	Sanierung,	Erhalt	und	Modernisierung	von	Berufsschul-
Standorten	 Diskussionen	 aus,	 die	 unter	 dem	 Stichwort	 der	 effizienten	 und	 effektiven	
Bündelung	 von	 Kompetenzen	 in	 ausgewählten	 und	 profilierten	 Standorten	
(Kompetenzzentren)	 geführt	 werden.	 Die	 Diskussionen	 hängen	 -	 unabhängig	 von	 der	
Urbanisierung	 –	 von	 den	 Entwicklungs-Planungen	 bzw.	 Umverteilungen	 innerhalb	 des	
ländlichen	 Raums	 ab,	 die	mit	 Blick	 auf	 Zukunftsregionen	 geführt	werden.	 Eingebunden	 sind	
dann	auch	die	Gesichtspunkte	einer	Versorgung	mit	pädagogischen	Fachkräften	und	beruflich-
fachdidaktischer	 Expertise	 (Lehrkräfte-Nachwuchs).	 Insbesondere	 im	 Handwerk	 ist	 dabei	 die	
Einbindung	der	Überbetrieblichen	Bildungsstätten	im	Rahmen	von	Lernortkooperationen	oder	
der	gemeinsamen	Nutzung	von	Ressourcen	eine	Option.	

	

Die	Trends	bedingen	und	unterstützen	sich	unter	bestimmten	Umständen	gegenseitig.	Dabei	kann	
insbesondere	 die	 Verkettung	 einzelner	 Gesichtspunkte	 für	 Regionen	 zu	 spiralförmigen	
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Entwicklungen	 in	 eine	 normativ	 unerwünschte	 Richtung	 führen,	 die	 –	 einmal	 eingetreten	 –	 nur	
wieder	schwer	umkehrbar	ist.	 	
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Auslöser	 entsprechender	 Diskussionen	 können	 die	 sog.	 „Klassenfrequenzmindestwerte“	 sein.	
Diese	 bezeichnen	 in	 anderen	 Worten	 die	 (untere)	 Klassenstärke,	 die	 für	 den	 Erhalt	 eines	
Bildungsganges	 bzw.	 einer	 Fachklasse	 im	 Dualen	 System	 am	 Standort	 erreicht	 werden	 muss.	
Länderspezifisch	wird	dies	im	Bereich	der	beruflichen	Schulen	sehr	unterschiedlich	geregelt.		

	

Es	 können	 drei	 Grundformen	 unterschieden	 werden,	 wie	 bisher	 mit	 sinkenden	 Schülerzahlen	
üblicherweise	umgegangen	wird2.	

• Im	Umgang	mit	 dem	Klassenfrequenzmindestwert	werden	 unterschiedliche	 Interpretationen	
eingeführt,	die	festlegen,	unter	welcher	Auslegung	der	Umstände	die	Folge	des	Wegfalls	eines	
Bildungsgangs	 an	 einem	 Standort	 tatsächlich	 eintreten	 muss.	 Dabei	 stellt	 sich	 letztlich	 die	
Frage,	ob	man	sich	dies	finanziell	leisten	will	bzw.	kann.	Grundsätzlich	würde	aber	der	Verzicht	
von	 Untergrenzen	 für	 Klassengrößen	 den	 hier	 betrachteten	 Problemkontext	 lösen.	
Pragmatischer	 oder	 unauffälliger	 kann	 das	 auch	 durch	 die	 Berücksichtigung	 eines	
„Durchschnittswerts“	 für	 mehrere	 Bildungsgänge	 oder	 einen	 gesamten	 Fachbereich	 gelöst	
werden.	 Auch	 die	 Zusammenlegung	 von	 Klassen	 im	 Unterricht	 der	 berufsübergreifenden	
Fächer	kann	ggf.	eine	Durchschnittsrechnung	beeinflussen.	

• Durch	 die	 Bildung	 von	 Bezirks-,	 Landes-	 oder	 Bundesfachklassen	 werden	 die	
Ausbildungsstätten	 räumlich	 auf	 einzelne	 Standorte	 konzentriert.	 Den	 Vorteilen	 von	
hinreichender	 Auslastung	 und	 möglicherweise	 verbesserter	 Ausstattung	 im	 Sinne	 eines	
Fachzentrums	 stehen	 weitere	 Anreisen	 für	 Auszubildende	 oder	 weniger	 flexible	
Organisationsmodelle	für	die	Ausbildung	in	Betrieben	als	Nachteile	gegenüber.			

• Eine	 jahrgangsstufenübergreifende	 oder	 eine	 zumindest	 in	 der	 Grundstufe	 gemeinsame	
Beschulung	 von	 Ausbildungsberufen,	 die	 alternierende	 Einrichtung	 von	 Eingangsklassen	 der	
Ausbildungsberufe	 (etwa	 alle	 zwei	 Jahre	 im	 Wechsel	 von	 Standorten)	 und	 weniger	
differenzierte	 Ausbildungsberufe	 (Berufsfamilien	 u.a.	 Konzepte)	 sind	 zwar	 Alternativen.	 Sie	
stellen	 aber	 eher	 kurzfristige	 Zwischenlösungen	 dar	 und	 markieren	 weitergehend	 und	
langfristig	Veränderungen	an	den	Fundamenten	der	Berufsbildung	in	Deutschland.	

	

																																																								
2		 Das	 Phänomen	 ist	 in	 vielen	 quantitativ	 „kleinen“	 Berufen	 oder	 sog.	 „Splitterberufen“	 auch	 schon	 vor	 dem	

demografischen	Wandel	bekannt	gewesen,	einen	aktuellen	Überblick	bieten	Hackel	et	al.	(2017).	
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Alle	diese	Optionen	sind	mit	Blick	auf	entweder	die	normative	Leitlinie	oder	die	Verbesserung	von	
Qualitätsstandards	 für	 die	 Duale	 Ausbildung	 als	 kritisch	 einzuschätzen.	 Sie	 bieten	 kurzfristige	
Entlastung,	untergraben	aber	langfristig	wichtige	Fundamente	der	Qualität	beruflicher	Bildung.	

Für	 Niedersachsen	 kann	 aktuell	 (Herbst	 2017)	 von	 im	 Ländervergleich	 moderaten	
Ausgangsbedingungen	 ausgegangen	 werden.	 Im	 Rahmen	 der	 verstärkten	 Autonomie	 von	
Einzelschulen	 können	 Klassen	 mit	 weniger	 als	 14	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 geführt	 werden,	
wobei	 bis	 zu	 einer	 Grenze	 von	 7	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 eine	 anteilige	 Gegenfinanzierung	
durch	Lehrerstellen	gegeben	ist.	Diese	kann	 i.d.R.	durch	die	Bildung	größerer	Klassen	 in	anderen	
Bereichen	aufgefangen	werden.	„Kleine	berufsbezogene	Klassen“	sind	daher	 im	ländlichen	Raum	
in	 Niedersachsen	 nicht	 selten.	 Der	 Bericht	 und	 die	 Empfehlungen	 des	 Landesrechnungshofes	
Niedersachsens	 zu	 den	 vergleichsweise	 kleinen	 Klassen	 in	 Niedersachsen	 gibt	 Hinweise	 darauf,	
dass	 sich	 von	 den	 Klassenfrequenzrichtwerten	 her	 ein	 erhöhter	 Druck	 auf	 berufliche	 Schulen	
hinsichtlich	der	ortsnahen	Beschulung	im	ländlichen	Raum	ergeben	könnte.			

Im	Bericht	des	 Landesrechnungshofes	Niedersachsens	 (2017,	S.	131	ohne	Fußnoten)	heißt	es	 zu	
den	aktuell	geltenden	Regelungen:		

„Für	 die	 berufsbildenden	 Schulen	 sind	 die	 Planungsgrundsätze	 der	 im	 Jahr	 2009	 grundsätzlich	
aufgehobenen	 Schulentwicklungsplanung	 weiterhin	 anzuwenden.	 Jede	 berufsbildende	 Schule	
erhält	ein	Lehrkräfte-Sollstunden-Budget,	das	diese	„nach	eigenem	pädagogischen	und	fachlichen	
Ermessen,	 sowie	 im	 Rahmen	 der	 vorhandenen	 organisatorischen	 Möglichkeiten“,	 zur	
Klassenbildung	einsetzt.	Hierbei	 soll	 „die	Anzahl	 von	7	 Schülerinnen	und	 Schülern	pro	 Zug	nicht	
unterschritten“	 und	 „22	 Schülerinnen	 und	 Schüler“	 als	 Gruppenfrequenz	 angestrebt	 werden.	
Somit	 ist	 es	 zulässig,	 Berufsschulklassen	 mit	 weniger	 als	 22	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 bei	
Vorliegen	der	sonstigen	Voraussetzungen	zu	genehmigen.	Nur	bei	Unterschreitung	der	Grenze	von	
sieben	Schülerinnen	und	Schülern	darf	keine	neue	Genehmigung	erteilt	werden.	Der	Schule	wird	
bei	einer	Schülerzahl	von	14	Schülerinnen	und	Schülern	das	volle	Lehrkräftebudget	zugewiesen.“		

	

Die	 Empfehlungen	 des	 Landesrechnungshofes	 münden	 in	 eine	 Aufforderung,	 stärker	 den	
Richtwert	 von	 22	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 in	 den	 Blick	 zu	 nehmen	 und	 empfiehlt	 stärkere	
Kooperation	und	Profilierung	der	Berufsschulstandorte	sowohl	im	Land	Niedersachsen	als	auch	im	
Rahmen	der	KMK-Empfehlungen	für	die	Beschulung	von	Splitterberufen.	
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Im	Rahmen	der	Koalitionsvereinbarungen	zwischen	SPD	und	CDU	vom	November	2017	wird	auf	
das	 Thema	 unter	 Verweis	 auf	 die	 Ergebnisse	 des	 Bündnisses	 duale	 Berufsausbildung	 (BDB)	
verwiesen.	 Die	 im	 Ergebnispapier	 des	 BDB	 dokumentierten	 Vorschläge	 verbinden	 die	
wohnortnahe	Beschulung	mit	hohen	Qualitätsansprüchen	(SPD/CDU	2017,	BDB	2015):	

„Das	Ziel	„wohnortnahe	Beschulung“	muss	 in	Übereinstimmung	bleiben	mit	dem	Anspruch	einer	
qualitativ	hochwertigen	Berufsausbildung.	„Wohnortnahe	Beschulung“	reduziert	sich	zudem	nicht	
auf	ein	Konzept	der	„kurzen	Wege“,	sondern	ist	Ausgangspunkt	für	Überlegungen,	wie	durch	das	
Abbauen	 von	 Hürden,	 u.	 a.	 beim	 Überwinden	 von	 Distanzen,	 sowie	 durch	 andere	 Formen	 des	
Unterrichts	bzw.	der	Unterrichtsorganisation	die	Wege,	die	Ausbildende	und	Schule	aufeinander	
zukommend	 zurücklegen	müssen,	weitgehend	niederschwellig	 und	 überwindbar	 bleiben,	 sodass	
die	 Auszubildenden,	 unabhängig	 von	 ihrem	 tatsächlichen	 Standort,	 „gefühlt	 vor	 Ort“	 lernen.“		
(BDB	2015,	S.	37)	

Unter	den	zu	diesen	Formulierungen	gemachten	Umsetzungsvorschlägen	wird	die	Umsetzung	von	
digital	 gestützten	 Formen	 der	 Lehrorganisation	 (etwa	 im	 Rahmen	 von	 Blended	 Learning)	 in	
Projekten	 oder	 Modellversuchen	 vorgeschlagen	 (BDB	 2015,	 S.	 40).	 Dabei	 wird	 auf	 die	 interne	
Organisation	in	Berufsschulen	hingewiesen:		

„Bei	der	Schulorganisation	sollen	betriebliche	Notwendigkeiten	sinnhaft	berücksichtigt	werden.	Es	
müssen	 flexibel	 Lerngruppen	 gebildet	 werden	 können,	 deren	 Zustandekommen	 einerseits	 zur	
Aufrechterhaltung	eines	dezentralen	Lernangebots	ermöglicht	wird,	bei	denen	andererseits	aber	
auch	die	Qualität	des	Unterrichts	gewährleistet	bleibt.	 So	 ist	auch	zu	prüfen,	ob	Lerngruppen	 in	
der	 Grundstufe	 berufsübergreifend	 gebildet	 werden	 können,	 damit	 der	 Einstieg	 in	 die	 duale	
Ausbildung,	 aufgrund	 eines	 dezentralen	 Grundstufenangebots,	 flächendeckend	 gesichert	 bleibt.	
Auch	 ist	 zu	 prüfen,	 inwieweit	 unterschiedliche	 Beschulungsmodelle	 (im	 Block	 sowie	 in	 Teilzeit)	
intelligent	 verzahnt	 werden	 können.	 Elementar	 ist,	 dass	 der	 Berufsschulunterricht	 den	
Auszubildenden	 erreicht.	 Daher	 ist	 zu	 prüfen,	 inwieweit	 elektronisch	 basierte	 Lernformen	
entwickelt	 und	 der	 Einsatz	 digitaler	 Medien	 ergänzend	 zu	 einer	 betriebs-	 bzw.	 wohnortnahen	
Unterrichtung	beitragen	kann.	Dahingehend	bestehende	Modelle	sind	aufzugreifen	und	für	hiesige	
Verhältnisse	zu	überprüfen.“	(BDB	2015,	S.	31)	

Das	 hier	 beschriebene	 Forschungsprojekt	 versucht	 die	 beiden	 ersten	 Formen	
(berufsübergreifender	 Unterricht	 in	 der	 Grundstufe,	 sowie	 organisatorisch	 aufwendige	 und	 nur	
relativ	starr	zu	planende	Kombinationsmodelle)	zu	vermeiden	und	die	digitalen	Lernformen	nicht	
nur	 als	 Ergänzung,	 sondern	 als	 durchgängiges	 Prinzip	 der	 Vermittlung	 zu	 konzipieren.	 Darüber	
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hinaus	sollen	die	damit	einhergehenden	Chancen	für	ein	verändertes	Leitbild	für	das	Lehren	und	
Lernen	 im	 Sinne	 modernen	 Standards	 der	 Kompetenzorientierung	 deutlich	 gemacht	 werden.	
Insgesamt	 argumentiert	 das	 Konzept	 damit	 ganzheitlich	 und	 übergreifend	 i.S.	 der	 vom	 Bündnis	
2015	formulierten	Ziele.		

Weiterhin	verweist	der	Koalitionsvertrag	auf	die	Chancen	von	regionalen	Bildungsnetzwerke.	Auch	
hier	dürfte	das	Konzept	von	besonderem	Interesse	sein.	

„Wir	 wollen	 den	 Gedanken	 der	 Bildungsregionen	 als	 regionale	 Bildungsnetzwerke	 in	 enger	
Zusammenarbeit	 mit	 allen	 Akteuren	 vor	 Ort	 weiter	 stärken.	 Insbesondere	 die	 Angebote	 von	
außerschulischen	 Partnern	 sollten	 in	 Bildungsregionen	 koordiniert	 und	 die	 Teilnahme	 daran	
schulübergreifend	 ermöglicht	 werden.“	 (SPD/CDU	 2017,	 S.	 14	 und	 S.	 17)	 Die	 normativen	
Eckpunkte	 des	 Projektansatzes	 unterstreichen	 daher	 bildungspolitische	 Ziele	 einer	 großen	
politischen	Mehrheit	in	Niedersachsen.		

2 Normative	Eckpunkte	des	Projektansatzes	

Ausgangspunkt	für	die	Bearbeitung	des	Projektes	sind	zwei	von	der	Handwerkskammer	Hannover	
als	Projektpartner	formulierte	Positionen:	

• Eine	 ortsnahe	 Beschulung	 ist	 sowohl	 aus	 Sicht	 von	 Auszubildenden	 als	 auch	 aus	 Sicht	 von	
Ausbildungsbetrieben	 ein	 für	 das	 Handwerk	 als	 Wirtschaftsbereich	 und	 regional	 agierender	
Arbeitgeber	 wichtiger	 Teil	 des	 Selbstverständnisses	 und	 ein	 bedeutender	 Faktor	 für	 die	
Fachkräftesicherung.	Die	ortsnahe	Beschulung	ist	dabei	auch	selbst	als	Wirtschaftsfaktor	in	der	
Region	 zu	 sehen,	 der	 dazu	 beiträgt,	 dass	 eine	 Region	 für	 Unternehmen	 und	 Fachkräfte	
attraktiv	bleibt	oder	wieder	attraktiv	wird.		

• Eine	 ortsnahe	 Beschulung	 soll	 dabei	 als	 Grundprinzip	 differenzierter	 dualer	
Berufsausbildungen	 das	 Fachklassenmodell	 berücksichtigen.	 Sowohl	 eine	 Zusammenlegung	
verschiedener	 Jahrgangsstufen	 eines	 Ausbildungsberufes,	 als	 auch	 die	 gemeinsame	
Beschulung	von	sogenannten	affinen	Berufen	oder	Berufsgruppen,	können	nur	als	zweitbeste	
Lösung	im	Falle	zu	geringer	Schülerzahlen	gelten.	 	Es	wird	vermutet,	dass	solche	Modelle	die	
Motivation	zur	Ausbildung	auf	Seiten	der	Handwerksbetriebe	nicht	steigern	und	sich	so	Effekte	
der	 Zusammenlegung	 von	 Berufen	 mit	 Effekten	 geringerer	 Neigung	 zur	 Ausbildung	 und	
abnehmender	Zahl	an	Ausbildungsplätzen	die	Waage	halten.	
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Diese	 Positionierung	 legt	 aus	 zwei	 Gründen	 nahe,	 Möglichkeiten	 der	 ortsnahen	 Präsenz-
Beschulungen	durch	eine	digital-gestützte	Lehrorganisation	 im	Projekt	 zu	prüfen.	Erstens	gibt	es	
starke	Hinweise	darauf,	dass	die	zu	erwartende,	 fortschreitende	und	 in	Teilen	revolutionierende	
Digitalisierung	 der	 Arbeits-	 und	 Geschäftsprozesse	 in	 der	 nächsten	 Dekade	 in	 der	 Breite	 der	
Unternehmensformen	und	der	Vielfalt	der	Berufs-	und	Arbeitswelt	digitale	und	vielfach	nicht	mehr	
orts-,	 sondern	 nur	 netzgebundene	 Formen	 des	 Lernens	 und	 Lehrens	 erfordert	 und	 unterstützt.	
Digital	 gestützte	 Kommunikation,	 Visualisierung	 und	 in	 Simulationen	 oder	 in	 Echtzeit	 realisierte	
Formen	 der	 Zusammenarbeit	 bei	 der	 Auftragsbearbeitung	 werden	 voraussichtlich	 ihre	
Entsprechung	 in	 einem	berufsschulischen	Unterricht	 finden.	Außerdem	 ist	Digitalisierung	 in	 den	
o.g.	 Formen	 des	 Lernens	 und	 Lehrens	 „das	 Mittel	 der	 Zeit“,	 um	 räumliche	 Distanzen	 zu	
überwinden	und	eine	sozial-geprägte	Zusammenarbeit	zu	ermöglichen.3		

Zweitens	werden	die	Notwendigkeit	einer	Digitalisierung	bzw.	der	damit	verbundene	Ausbau	einer	
digitalen	 Infrastruktur	und	entsprechender	Service-Dienstleistungen	selbst	 zum	Ziel	 für	 ländliche	
Regionen.	 Berufliche	 Schulen	 können,	 insbesondere	 auch	 in	 Verbindung	 mit	 beruflichen	
Kompetenzzentren	oder	ähnlich	zu	Gewerbegebieten	zu	Knotenpunkten	für	den	Ausbau	moderner	
und	 zukunftsfester	 digitaler	 Infrastruktur	 werden.	 Dies	 erhöht	 wiederum	 die	 Qualität	 der	
Standorte	 für	 Unternehmen	 und	 Bürger.	 Die	 wechselseitige	 Bedingtheit	 von	 zu	 schaffender	
Infrastruktur	und	 realisierten	 (weil	eine	ortsnahe	Beschulung	ermöglichenden)	digital	 gestützten	
Lehr-Lernformen	kehrt	die	eingangs	erwähnte	Spirale	in	die	unerwünschte	Richtung	quasi	um,	in	
eine	 sich	 selbst	 verstärkende	 Entwicklung	 zu	 Chancen	 digitaler	 Innovationen	 und	 attraktiver	
Arbeits-	und	Ausbildungsplätze	in	den	Regionen.		

	

																																																								
3		 Damit	 grenzt	 sich	 das	 Projekt	 auch	 von	 gängigen	 Forderungen	 nach	 „Medien-	 und	 Informatikkompetenz	 an	

Schulen	allgemein	ab	–	die	Hinwendung	zu	digitalen	nutzbaren	Medien	folgt	einer	unmittelbar	qualifikatorischen	
Komponente.	 Selbstredend	 ist	 dabei	 die	 Frage	 der	 Grundlagen	 für	 digital	 gestütztes	 Lernen	 und	 Arbeiten	
komplementär	zu	betrachten,	aber	eben	nicht	vorrangig.	Es	kann	der	Grundsatz	vertreten	werden,	dass	sich	die	
Formen	der	Digitalisierung	im	Berufsbildungsbereich	zeitlich	parallel	(bzw.	mit	einer	angestrebt	möglichst	kleinen	
zeitlichen	Verzögerung	in	Berufsschulen)	zu	den	„breitenwirksamen“	Entwicklungen	der	Facharbeit	vollziehen	soll.	
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3 Aufbau	und	forschungsmethodischer	Ansatz	im	Projekt	

Der	 Kern	 des	 Projektes	 besteht	 in	 der	 Entwicklung	 und	 kommunikativen	 Validierung	 eines	
Konzeptes	 für	 einen	 digital	 gestützten	 Berufsschulunterricht	 zum	 Erhalt	 einer	 ortsnahen	
Beschulung.		

	

Die	 Konzept-Entwicklung	 ergibt	 sich	 dabei	 aus	 drei	 Arbeitsschritten,	 die	 vorrangig	 über	
Literaturbeiträge	oder	Projektberichte	erschlossen	werden	können:	

a. Sondierung	 regionaler	 Rahmenbedingungen	 zur	 Beschreibung	 typischer	 Ausgangslagen	 (und	
damit	alternativ	möglicher	rechtlicher	Gestaltungsoptionen)	

b. Sichtung	und	Kriterien	geleitete	Analyse	von	Referenzmodellen	in	Fallstudien	

c. Auswahl	 und	 Priorisierung	 von	 alternativen	 Gestaltungsoptionen	 zu	 einem	 verdichteten	
Konzeptentwurf.	
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Die	 kommunikative	 Validierung	 erfolgte	 durch	 Experten-Gespräche	 (vorrangig	 telefonisch	 im	
internationalen	 Kontext)	 und	 einem,	 von	 der	 Handwerkskammer	 organisierten,	 Workshop	 im	
Oktober	2017,	auf	dem	der	Konzeptentwurf	vorgestellt	und	diskutiert	wurde.		

	

Der	Aufbau	des	Projektberichtes	wird	durch	die	Punkte	b.	und	c.	geprägt.	Punkt	a.	wurde	bereits	in	
Kapitel	1	 skizziert.	 Eine	Vergleichstabelle	der	unterschiedlichen	 rechtlichen	Rahmenbedingungen	
in	 drei	 Flächenländern	 innerhalb	 Deutschlands	 wird	 als	 Ergänzung	 in	 Anhang	 2	 dieses	
Projektberichtes	aufgeführt.	

Der	Bericht	stellt	zunächst	die	Ergebnisse	zu	Referenzmodellen	vor.	Methodischer	Ausgangspunkt	
war	 für	 die	 Suche	 im	 internationalen	 Kontext	 ein	 beruflicher	 bzw.	 spezifischer	 ein	 gewerblich-
technischer	Kontext	für	die	digital	gestützte	Lehrorganisation.	Dies	führt	uns	nach	Kanada	(Kapitel	
4.1).	Im	nationalen	Kontext	standen	Referenzen	unter	dem	rechtlichen	Gesamtrahmen	für	Schulen	
in	 Niedersachsen	 im	 Fokus.	 Hier	 führt	 die	 Suche	 zu	 den	 ostfriesischen	 Inseln	 und	 dem	 SDLN-	
Projekt	 „Distance	 Learning“	 im	 E-Learning-Verbund	 NIGE	 –	 Inselschulen	 (vgl.	
Palenzatis/Glittenberg	2012)	(Kapitel	4.2).	

Ein	 zentrales	 Projektergebnis	 bildet	 der	 Konzept-Entwurf	 für	 ortsnahe	 die	 Beschulung	 eines	 –	
bewusst	 abstrakt	 gehaltenen	 –	 Ausbildungsberufs	 in	 einer	 –	 bewusst	 fiktiv	 gehaltenen	 –	
regionalen	Szenario-Beschreibung	in	Kapitel	5.	Erst	im	Anschluss	werden	in	Kapitel	6	verschiedene	
Möglichkeiten	 erörtert,	 wie	 das	 Konzept	 unter	 Berücksichtigung	 regional	 zu	 bestimmender	
Bedingungen	und	allgemeine	Qualitätsstandards	für	ortsnahe	Beschulung	und	Ausbildung	konkret	
erprobt	werden	könnte.	

4 Referenzen	für	digital	vernetzte,	regional	begrenzte	
Bildungsangebote		

Eine	auch	große	Entfernung	überwindende	Beschulung	ist	nicht	erst	durch	die	wissenschaftliche,	
politische	 und	 öffentliche	 Debatte	 um	 „Digitalisierung“	 zum	 Thema	 für	 Bildungsinstitutionen	
geworden.	 Insbesondere	 im	 internationalen	 Kontext	 und	 in	 Ländern	 wie	 z.B.	 Australien	 oder	
Finnland,	 die	 wirklich	 große	 Distanzen	 überbrücken	 müssen,	 werden	 bereits	 seit	 Jahrzehnten	
unterschiedliche	 Modelle	 und	 Lösungen	 zu	 dieser	 Problemstellung	 entwickelt.	 Unter	
Berücksichtigung	 der	 projektbezogenen	 Bezugspunkte	 „2	 bis	 3-jährige	 Fachausbildung	 im	
Handwerk“	 wurde	 für	 die	 eingehendere	 Analyse	 exemplarisch	 ein	Modellvorhaben	 aus	 Canada	
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gewählt,	welches	im	Kapitel	4.1	dargestellt	wird.	Im	Kapitel	4.2	wird	ein	bestehendes	Modell	aus	
dem	allgemein	bildenden	Schulbereich	 in	Niedersachsen	beleuchtet,	welches	digital	unterstützte	
Bildungsangebote	 in	 der	 Beschulung	 von	 Schüler	 einsetzt,	 die	 auf	 den	 Ostfriesischen	 Inseln	
wohnen.		

4.1 Fallstudie:	„Heavy	Duty	Equipment	Technician“	Qualifizierung	am	
College	of	North	Atlantic	in	Canada	

Die	ausschnitthafte	Beschreibung	im	Folgenden	bezieht	sich	auf	die	Ausbildung	zum	„Heavy	Duty	
Equipment	Technician“	(HDET)	am	College	of	North	Atlantic	in	Canada.	Ziel	ist	es,	einen	Einblick	in	
ein	Beispiel	eines	digital	vernetzten	Bildungsangebots	aus	der	Praxis	zu	geben.	4	

Das	College	of	North	Atlantic	(CNA)	ist	der	größte	öffentliche	Bildungsanbieter	in	Atlantic	Canada.	
An	 17	 Campus-Standorten	 in	 Neufundland	 und	 Labrador	 bietet	 das	 CNA	 knapp	 100	 Vollzeit	
Angebote	mit	jährlich	circa	2500	Studierenden	an.	Die	Wirtschaftsleistung	der	Region	hängt	primär	
von	den	vorhanden	natürlichen	Ressourcen	ab,	sodass	die	Fisch-,	Forst,	und	Mineralwirtschaft	die	
wesentlichen	 Wirtschaftszweige	 der	 Region	 darstellen.	 In	 den	 vergangenen	 Jahren	 hat	
insbesondere	 die	 Förderung	 der	 vorhandenen	 Bodenschätze	 die	 regionale	 Wirtschaft	 wachsen	
lassen,	wodurch	ein	erhöhter	Bedarf	an	qualifizierten	Fachkräften	zu	einer	angespannten	Situation	
am	Arbeitsmarkt	geführt	hat.		

Die	 HDET-Fachkräfte,	 welche	 auf	 die	 Instandsetzung	 und	 Wartung	 von	 Nutzfahrzeugen	 sowie	
schwerem	 technischem	 Gerät	 vorbereitet	 werden,	 finden	 primär	 in	 den	 zuvor	 erwähnten	
Wirtschaftszweigen	Beschäftigung.	Somit	besteht	bei	dieser	Qualifikation	ein	erhöhter	regionaler	
Fachkräftebedarf,	der	durch	das	CNA	gedeckt	werden	muss.			

Auf	 Grund	 der	 knappen	 personellen	 Ressourcen	 an	 qualifiziertem	 Lehrpersonal	 konnte	 die	
Ausbildung	jedoch	nicht	an	allen	Campus-Standorten	angeboten	werden,	wodurch	die	Teilnehmer	
und	Teilnehmerinnen	mit	einer	sehr	hohen	Reiseaktivität	konfrontiert	waren	(vgl.	Abb.	1).	

	 	

																																																								
4		 Für	eine	umfangreiche	Beschreibung	des	Pilotvorhabens	ist	auf	die	umfangreiche	Fallstudie	von	Baumer	(2017)	in	

der	Kölner	Zeitschrift	für	Wirtschaft	und	Pädagogik	zu	verweisen.			
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Abbildung	1:	CNA	Campus	Labrador	und	Stephenville	

	

Die	 traditionelle	 Ausbildung	 wurde	 infolge	 der	 räumlichen	 Distanzen	 als	 Blockunterricht	
abgehalten,	 was	 für	 die	 Auszubildenden	 zu	 8-wöchigen	 Abwesenheiten	 von	 ihrem	 Heimatort	
führte.	 Sowohl	 auf	 die	 Eingebundenheit	 in	 die	 betrieblichen	 Arbeitsprozesse,	 als	 auch	 auf	 die	
Lebensgestaltung	 während	 der	 Ausbildungszeit	 hatten	 diese	 Phasen	 der	 Abwesenheit	 einen	
erheblichen	Einfluss,	was	u.a.	eine	hohe	Abbruchquote	zur	Folge	hatte.		

Diese	 Ausgangslage	 führte	 zur	 Entwicklung	 und	 Erprobung	 eines	 Pilotvorhabens,	 welches	 ab	
September	 2012	 zur	 Vermittlung	 der	 fachtheoretischen	 und	 teilweise	 auch	 der	 fachpraktischen	
Inhalte	in	Form	digital	vernetzter	Lehre	führte.	Ziel	war	es,	die	Reiseaktivitäten	für	die	Teilnehmer	
und	Teilnehmerinnen	zu	minimieren	und	so	die	Zufriedenheit	und	Abschlussquoten	zu	erhöhen.		

Hierfür	 wurden	 die	 beiden	 CNA	 Standorte	 in	 Labrador	 City	 und	 Stephenville	 durch	 digitale	
Kommunikationsformen	 vernetzt,	 um	 die	 wohnortnahe	 Beschulung	 an	 beiden	 Campussen	 zu	
ermöglichen.	In	Stephenville	wurde	hierfür	ein	sogenannter	Hub-Classroom	eingerichtet,	an	dem	
fünf	 bis	 zehn	 Teilnehmer	 und	 Teilnehmerinnen	 durch	 eine	 Lehrperson	 unterrichtet	 werden	
können.	Diesem	„Hub-Classroom“	(Hub)	wurde	ein	sogenannter	„Satellite-Classroom“	(Satellit)	in	
Labrador	 zugeschaltet,	 in	 welchem	 weitere	 sechs	 Auszubildende	 teilnahmen.	 Die	 folgende	
Abbildung	2	veranschaulicht	die	räumlichen	Gegebenheiten	dieses	Modells.	
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Abbildung	2:	Hub	und	Satellite	am	CNA	

	

Sowohl	 im	 Hub	 als	 auch	 im	 Satellit	 mussten	 die	 traditionellen	 Klassenräume	 für	 die	 digitale	
Beschulung	 technisch	 entsprechend	 ausgestattet	 werden.	 An	 beiden	 Standorten	 wurden	
Smartboards	 installiert,	 die	 eine	 wechselseitige	 Übertragung	 ermöglichten.	 Zusätzlich	 wurde	 in	
beiden	Klassenräumen	ein	Videokonferenzsystem	installiert,	um	die	beiden	Standorte	audiovisuell	
miteinander	 zu	 vernetzen.	Darüber	 hinaus	wurde	 am	Hub	der	 zentrale	 Rechner	 der	 Lehrperson	
eingebunden.	Am	Satellit	wurden	 für	 jeden	Auszubildenden	sog.	 „Clicker“	 zu	Verfügung	gestellt,	
welche	der	Lehrperson	bei	Betätigung	eine	Wortmeldung	am	Satelliten	anzeigt.			

Die	zeitliche	Organisation	des	Pilotvorhabens	erfolgt	in	zwei	Blöcken	am	Vor-	und	am	Nachmittag	
(vgl.	Tab.	1).	

	 	

Hub am Standort Stephenville Satellit am Standort Labrador 
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Tabelle	1:	Zeitliche	Organisation	der	Blockphasen	

	

	

Sowohl	am	Hub	als	auch	am	Satellit	erfolgt	die	Vermittlung	der	fachtheoretischen	Inhalte,	sowie	
kleinerer	 praktischer	 Elemente	 synchron	 am	 Vormittag.	 Für	 die	 tägliche	 Vorbereitung	 der	
technischen	Ausstattung	am	Hub	ist	die	Lehrperson	verantwortlich.	Am	Satelliten	wird	dies	durch	
die	IT-Abteilung	des	Standortes	in	Labrador	sichergestellt.	Die	Verantwortung	für	den	Zugang	und	
die	 Kontrolle	 und	 Schließung	 des	 Raumes	 erfolgt	 am	 Hub	 ebenfalls	 durch	 die	 Lehrperson,	 am	
Satellit	ist	dies	Aufgabe	der	IT-Abteilung	bzw.	sonstigen	Aufsichtspersonals.			

Am	Nachmittag	wurden	die	praktischen	Elemente	am	Hub	durch	die	Lehrperson	vermittelt	und	die	
Teilnehmerinnen	und	Teilnehmern	an	dem	Satelliten	kehrten	an	ihre	Arbeitsstellen	zurück.	Für	die	
praktischen	Phasen	am	Satelliten	reiste	die	Lehrperson	an	den	Standort	und	vermittelte	diese	 in	
Präsenz.	Während	der	Projektlaufzeit	kam	es	zu	einer	Anpassung	dieser	Praxis,	da	sich	zeigte,	dass	
auch	die	Vermittlung	der	 fachpraktischen	 Inhalte	 in	Form	eines	synchronen	digitalen	Unterrichts	
möglich	 ist.	 Seit	 2014	 werden	 nun	 ebenfalls	 die	 praktischen	 Phasen	 standortübergreifend	
synchron	unterrichtet.	Für	die	Unterstützung	und	Überwachung	steht	am	Satellit,	insbesondere	in	
sicherheitsrelevanten	 Situationen	 eine	 Assistenz	 zur	 Verfügung,	 die	 zwar	 über	 die	 hinreichende	
Fachexpertise	verfügt,	 jedoch	nicht	über	eine	vergleichbare	 (pädagogische)	Qualifikation	wie	die	

Hub	Students Satellite	Students

Program	2012-Present Program	2012	&	2013 Program	2014	- Present

Prep 8am.	Teacher	 ensures	set	up	is	complete	
and	tested.	

Between	 7	and	8am	IT	unlocks	room	and	ensures	
set	up	is	complete	and	tested.	Students	set	up	
call	by	themselves.

Between	 7	and	8am	IT	unlocks	room	and	
ensures	set	up	is	complete	and	tested.	Students	
set	up	call	by	themselves.

Morning 8.30-11.30:	attend	class	with	theory	
delivered	 and	formal	assessments	made	

8.30-11.30:	attend	class	with	theory	delivered	
and	formal	assessments	made	

8.30-11.30:	attend	class	with	theory	delivered	
and	formal	assessments	made

Closing Teacher	 reports	any	issues	to	IT	
department.	Room	is	then	locked	by	
teacher.	

Students	report	any	issues	to	IT	department.	
Room	is	locked	by	supervising	staff	or	IT.	

Students	report	any	issues	to	IT	department.	
Room	is	locked	by	supervising	staff	or	IT.

Afternoon Attend	Practical	Classes Return	to	work Attend	Practical	Classes

Supervisor Greg	Ryan	(Instructor) Greg	Ryan	(Instructor)	flies	to	remote	locations	to	
teach	practical	components	in	person	after	8	
week	 theory	teachings.	

Instructional	assistant	(hired	by	CNA)	
administers	practical	tasks.
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Lehrperson	 am	 Hub.	 Die	 didaktische	 und	 pädagogische	 Verantwortung	 für	 den	 Unterricht	 liegt	
weiterhin	bei	dieser	hauptverantwortlichen	Lehrperson.	 	
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Im	 Folgenden	werden	 die	 eingesetzten	 didaktischen	 Elemente	 kurz	 dargestellt.	 Das	 bestehende	
HDET-Curriculum	 sieht	 keine	 Festschreibung	 für	 das	 „delivery	 format	 or	 teaching	 format“	 vor,	
sodass	 das	 bestehende	 Curriculum	 nicht	 angepasst	 werden	 musste.	 Die	 zuvor	 in	 Frontal-	 und	
Präsenzlehre	 vermittelten	 Inhalte	 werden	 im	 Pilotmodell	 per	 Smartboard	 und	 Videokonferenz	
zwischen	Satellit	und	Hub	übertragen.	Diese	Technik	ermöglicht	auch	interaktive	Phasen,	in	denen	
z.B.	 eine	 durch	 die	 Lehrperson	 erläuterte	 technische	 Zeichnung	 durch	 die	 Teilnehmer	 und	
Teilnehmerinnen	sowohl	am	Hub	als	auch	am	Satelliten	ergänzt	und	vervollständigt	wird	(vgl.	Abb.	
4).	

	

	

Abbildung	3:	Beispielhafte	Darstellung	einer	Smartboard	Übung	

	

Neben	 diesen	 frontalen	 und	 interaktiven	 Elementen	 werden	 auch	 Gruppenarbeitsphasen	
realisiert,	 die	 eine	 standortübergreifende	 Zusammenarbeit	 unter	 den	 Teilnehmerinnen	 und	
Teilnehmern	ermöglicht.		

Sowohl	kleinere	praktische	Elemente	am	Vormittag,	als	auch	umfassende	 fachpraktische	Phasen	
und	Projekte	am	Nachmittag	werden	unter	Anweisung	und	Begleitung	durch	die	Lehrperson	und	
ggf.	die	Assistenz	per	Videokonferenz	durchgeführt	 (vgl.	Abb.	5).	 Für	die	detaillierte	Erläuterung	
einzelner	 Bauteile	 bzw.	 die	 ausschnitthafte	 Übertragung	 eines	 Bauteils	 werden	 mobil	 und	
schnurlos	nutzbare	Kameras	verwendet.	
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Abbildung	4:	Beispielhafte	Darstellung	der	Videokonferenz	während	praktischer	Phasen	

	

Die	 Organisation	 des	 Kurses	 und	 der	 Lehrmaterialien	 und	 auch	 erweiterte	 Möglichkeiten	 des	
Selbstlernens	und	der	Kommunikation	wurden	durch	das	Lernmanagementsystem	des	College	of	
North	Atlantic	ermöglicht	(vgl.	Abb.	6).	Durch	die	Implementation	aller	Lehr-	und	Lernmaterialien,	
umfangreicher	 Kommunikationsmöglichkeiten	 (z.B.	 Chaträume,	 Email-Postfach,	 Social-Media,	
etc.),	 aller	 Informationen	 der	 Kursorganisation	 (Noten,	 Teilehmerlistem,	 Zeitpläne,	 etc.),	 sowie	
direkter	Kontaktmöglichkeiten	zu	allen	Unterstützungsstellen	des	CNA	(z.B.	IT-HelpDesk)	wird	die	
Gleichbehandlung	aller	Teilnehmern	und	Teilnehmerinnen	sichergestellt.	
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Abbildung	5:	Beispielhafte	Darstellung	desire2learn	Plattform	
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4.2 Beschreibung	der	School	of	Distance	Learning	Niedersachsen	(SDLN)	
	

Niedersachen	steht	mit	seinen	geografischen	und	demografischen	Rahmenbedingungen	nicht	nur	
in	 der	 beruflichen	 Bildung,	 sondern	 auch	 in	 allgemeinbildenden	 Schulformen	 vor	 besonderen	
Herausforderungen	 hinsichtlich	 der	 flächendeckenden	 Beschulung.	 Insbesondere	 die	
wohnortnahe	Versorgung	von	Schülerinnen	und	Schüler,	etwa	in	der	differenzierten	Oberstufe	des	
Gymnasiums,	 ist	hierbei	eine	herausfordernde	Aufgabe.	Zur	Bewältigung	haben	 sich	 im	Rahmen	
der	 „School	 of	 Distance	 Learning	 Niedersachen“	 (SDLN)	 die	 betroffenen	 Schulen	 im	 Projekt	
„Distance	Learning	 im	E-Learning-Verbund“	zusammengeschlossen,	um	entsprechende	Angebote	
zu	entwickeln.		

Ziel	war	es	einerseits,	eine	engere	Kooperation	des	Niedersächsischen	Internatsgymnasiums	Esens	
(NIGE)	mit	den	ostfriesischen	Inselschulen,	sowie	andererseits	die	Zusammenarbeit	zwischen	den	
einzelnen	 Inselschulen	 zu	 ermöglichen.	 Im	 Projekt	 wurden	 hierfür	 innovative	
Kommunikationsformen	 und	 –möglichkeiten	 entwickelt,	 welche	 digital	 unterstützt	 eine	
wohnortnahe	 Beschulung	 ermöglichen.	 Die	 School	 of	 Distance	 Learning	 Niedersachsen	 (SDLN)	
bietet	 seit	 November	 2012	 als	 virtuelle	 Schule	 den	 organisatorischen	 Rahmen.	 Das	
Projektvorhaben	 ergänzt	 die	 am	 NIGE	 vorhandenen	 Angebote	 der	 gymnasialen	 Vorbereitung	
durch	 Bildungsformate	 des	 synchronen	 und	 asynchronen	 Lernens	 und	 Lehrens	 mit	 Bild-	 und	
Tonübertragung,	 um	 eine	 möglichst	 lange	 Verweildauer	 an	 der	 jeweiligen	 Inselschule	 zu	
ermöglichen5.		

Kern	 dieser	 Bildungsformate	 ist	 ein	 per	 Videokonferenz-	 und	 Lernmanagementsystem	
durchgeführter	 Unterricht,	 an	 dem	 digital	 vernetzt	 an	 allen	 beteiligten	 Schulen	 teilgenommen	
werden	 kann.	 Für	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 sowie	 für	 Lehrkräfte,	 die	 Schulleitung	 und	 die	
Verwaltung,	 wird	 dieses	 Angebot,	 wie	 im	 Folgenden	 dargestellt	 (vgl.	 Tab.	 2)	 um	 digitale	
Kommunikationsmöglichkeiten	erweitert.	

	 	

																																																								
5		 Eine	 detaillierte	 Darstellung	 ist	 der	 Konzeption	 des	 Projektvorhabens	 zu	 entnehmen	 (Palenzatis/Glittenberg	

2012a).	
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Tabelle	2:	Eigene	Darstellung	Einsatzbereiche	in	Anlehnung	an	Palenzatis,	P.	/Glittenberg,	B.	(2012b)	

Schülerinnen	und	Schüler	 Lehrkräfte	 Schulleitung	und	Verwaltung	

Bereich	Unterricht:	

•	Vorbereitung	auf	die	Oberstufe	
(Naturwissenschaften	und	Sprachen)		

•	Begabtenförderung	(„pull-out“)		

•	Beschulung	langfristig	erkrankter	SuS	Bereich		

•	Projektarbeit	(Comenius,	Pingo,etc.)		

	

gemeinsame	Fachkonferenzen	Fortbildungen	
Vorbereitung	von	Unterrichtsmaterial	und	
Klassenarbeiten	

	

Schulleiterdienstbesprechungen	

	

synchron:		

•	Durchführung	von	
Unterrichtsstunden	in	
Echtzeit;	Teilnahme	
am	Unterricht	durch	
Videokonferenzsystem		

•	Übertragung	von	
Tafelbildern	

•	Kooperative	
Erarbeitung	von	
Ergebnissen	(Nutzung	
der	ChatFunktion	auf	
dem	IServ)	

asynchron:		

•	Abruf	von	Arbeits-	
und	Informations-
blättern	von	einer	
Plattform	(IServ)		

•	ggf.	Abruf	
aufgezeichneter	
Unterrichtsstunden	

•	Abgabe	von	
Hausaufgaben	auf	
der	Plattform	(IServ)		

•	Kommunikation	
per	E-mail	/	im	
Forum	(IServ)	

synchron:		

•	Kollegialer	
Austausch	per	
Videokonferenzsystem		

•	Kooperative	
Erarbeitung	von	
Ergebnissen	während	
der	Konferenz	(Chat,	
gemeinsames	
Arbeiten	an	einem	

Dokument)	•	Aktive	
Teilnahme	an	

Fortbildungen	•	
Durchführung	von	
Unterricht	

asynchron:		

•	Abruf	von	Protokollen	und	
offiziellen	Informationen	
von	einer	Plattform	(IServ)	

	•	Abruf	von	
aufgezeichneten	
Fortbildungsveranstaltungen		

•	Austausch	von	
Unterrichtsmaterialien	
durch	Einstellen	auf	der	
Plattform	(IServ)	

	•	Kommunikation	per	E-
mail	/	im	Forum	(IServ)	

synchron:		

•	Videokonferenz-
system	zur	
Durchführung	der	
Dienstbesprechung	

	

asynchron:		

•	Austausch	
von	
Dokumenten	
per	Mail	
oder	auf	der	
Plattform	
(IServ)	

	

	

Die	 technische	 Infrastruktur	 wurde	 in	 Kooperation	 mit	 mehreren	 Dienstleistern	 für	
Videokonferenzsystemen	und	der	Initiative	„n-21:	Schulen	in	Niedersachsen	online	e.V.“	realisiert.	
Die	 technische	 Ausstattung	 hatte	 ein	 Investitionsvolumen	 von	 ca.	 200.000	 €	 für	 das	 gesamte	
Projekt.	 Primär	 wurden	 die	 technischen	 Lösungen	 zum	 kooperativen	 Arbeiten	 des	 U.S.	
amerikanischen	Herstellers	Polycom	Inc.	verwendet6.	

	 	

																																																								
6		 Eine	exemplarische	Ausstattungsliste	ist	dem	Anhang	A	zu	entnehmen.	
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5 Konzeptentwurf	

Eine	naheliegende	Alternative	zum	klugen	Umgang	mit	kleiner	werdenden	Gruppen	 in	einzelnen	
Ausbildungsberufen	 könnte	 darin	 liegen,	 durch	 digitale	 Vernetzung	 an	 mehreren	 Standorten	
gleichzeitig	„vor	Ort“	präsent	sein	zu	können,	was	für	die	Schülerinnen	und	Schüler	bedeutet	„vor	
Ort“	 in	 einer	 relativ	 stabilen	 sozialen	Gruppe	 zu	 lernen.	Diese	Alternative	 versucht	 das	 Konzept	
auszuloten.7	Im	Mittelpunkt	steht	die	Idee	digital	vernetzter	Lehr-	und	Lernräume	in	einer	Region.	
In	dieser	Formulierung	kommen	zwei	Gegensätze	 zum	Tragen.	Prinzipiell	 ist	es	Kennzeichen	des	
„Distance	 Learning“,	 räumliche	 Entfernungen	ohne	Begrenzung	überwinden	 zu	 können.	Alles	 ist	
immer	jeweils	„Clicks“	weit	entfernt.	In	diesem	Konzept	wird	bewusst	ein	Radius	gezogen,	sodass	
jeweils	 spezifisch	 variierende	 Lehr-Lernangebote	 gemacht	 werden.	 Außerdem	 wird	 von	
Lerngruppen	 ausgegangen,	 die	 sich	 vor	 Ort	 treffen.	 Die	 Pflicht	 zur	 Präsenz	 bleibt	 also.	 Die	
„Lernzeit“	ist	eng	mit	der	„Anwesenheitszeit“	verbunden.	Da	und	Dabei	sein,	wenn	andere	Da	und	
Dabei	 sind	 gehört	 konstitutiv	 zum	 Konzept.	 Einer	 stärker	 individualisierten	 und	 flexibilisierten	
Organisation	 digitalen	 Lernens	 sind	 also	Grenzen	 gesetzt.	Diese	 beiden	 Festlegungen	 stehen	 für	
den	Versuch,	einen	Wandel	in	der	Art	des	Lehrens	und	Lernens	stetiger	und	maßvoll	zu	gestalten.		

	

5.1 Beschreibung	eines	Szenarios	
In	dem	Szenario8	gehen	wir	von	vier	Standorten	aus.	Standort	meint	dabei	eine	organisatorisch-
rechtliche	Einheit,	hier	zum	Beispiel	drei	berufsbildende	Schulen	(A-C)	eines	Schulträgers	und	ein	
Berufsbildungszentrum	 einer	 Kammer	 (D).	 Eine	 schematische	 Darstellung	 gibt	 einen	 ersten	
regionalen	Eindruck.	

	 	

																																																								
7		 Dabei	 wird	 nur	 kurz	 angedeutet,	 dass	 unter	 Einbeziehung	 von	 überbetrieblichen	 Kompetenzzentren	 für	 die	

ortsnahe	Beschulung	im	Sinne	der	Kooperation	von	Lernorten	weitere	und	weitergehende	Optionen	entstünden.	
Damit	einhergehende	rechtliche	Problemlagen	 legen	 jedoch	nahe,	bei	der	Darstellung	des	Konzeptentwurfes	auf	
die	Beschreibung	dieser	Optionen	zunächst	zu	verzichten.		

8		 Das	Szenario	ist	fiktiv,	basiert	jedoch	auf	adaptierten	realen	Verhältnissen.	
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Abbildung	6:	Exemplarisches	Ausgangszenario	(eigene	Darstellung)	

	

Die	Umrandung	markiert	„die	Region“.	Sie	wird	im	Szenario	über	den	Zuständigkeitsbereich	eines	
Schulträgers	 (Kreis)	 beschrieben.	 Davon	 zu	 unterscheiden	 wäre	 etwa	 das	 Einzugsgebiet	 der	
Schülerschaft,	wobei	 im	Szenario	davon	ausgegangen	wird,	dass	dies	weitgehend	deckungsgleich	
ist.	Zudem	wird	unterstellt,	dass	es	eine	regionale	Verbundenheit	gibt,	etwa	nach	dem	Motto	„Wir	
im	xy-Kreis	gehören	zusammen“9.	

	

Die	berufsbildende	 Schule	A	 und	das	Berufsbildungszentrum	der	Handwerkskammer	D	 liegen	 in	
einem	Oberzentrum	(auch	Sitz	der	Kreisverwaltung),	die	Standorte	B	und	C	weisen	untereinander	
eine	 ähnliche	 Einwohnerzahl	 auf,	 diese	 Einwohnerzahl	 liegt	 aber	 gut	 50	 %	 unter	 der	 des	
Oberzentrums.	Die	gestrichelten	Linien	markieren	die	Hauptverkehrsadern,	Straßen	und	Schiene	
verlaufen	weitgehend	nebeneinander.		

	

Von	 einem	 fiktiven	 Startpunkt	 (Dreieck)	 aus	 sind	 die	 Fahrtzeiten	 zu	 den	 Standorten	 mit	 dem	
öffentlichen	Personennahverkehr	(Busse	und	Bahnen)	angegeben.	Mit	dem	privaten	Auto	sind	die	
die	Standorte	durchschnittlich	50%	schneller	zu	erreichen.		

	

Das	 Berufsbildungszentrum	 am	 Standort	 D	 und	 die	 berufliche	 Schule	 C	 verfügen	 über	 eine	
zukunftsrelevante	 Ausstattung	 an	 Technologien	 und	 darauf	 spezialisierten	 Lehrkräften	 für	 die	
betreffende	Berufsgruppe.	Die	Standorte	A	und	B	verfügen	über	einen	mittleren	Standard.	
																																																								
9		 Es	geht	an	dieser	Stelle	nicht	um	die	verschiedenen	Varianten	des	Begriffs	Region	in	der	Berufsbildung,	siehe	dazu	

Kalisch	2011.	
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An	 den	 drei	 Standorten	 wird	 ein	 „dreijähriger	 Beruf“	 ausgebildet.	 Von	 den	 Auszubildenden	
besuchen	 ca.	 60	%	auch	überbetriebliche	Kurse	 im	Bildungszentrum	D.	 Standort	D	wird	nicht	 in	
den	 folgenden	 Tabellen	 aufgeführt,	 da	 diese	 nur	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 der	 drei	
berufsbildenden	 Schulen	 auflistet	 und	 die	 Teilnehmerzahl	 der	 Kurse	 für	 Standort	 D	 von	 der	
Summe	der	drei	berufsbildenden	Schulen	abhängt10.	

	

Tabelle	3:	Darstellung	der	Schülerzahlen	(fiktiv)	

	 A	 B	 C	

SuS	gesamt	vor	3	Jahren		 270	 110	 270	

SuS	1.	Jahr	vor	3	Jahren	 86	 40	 80	

SuS	gesamt	vor	2	Jahren		 250	 100	 220	

SuS	1.	Jahr	vor	2	Jahren	 80	 25	 50	

SuS	gesamt	vor	1	Jahr		 240	 78	 180	

SuS	1.	Jahr	vor	1	Jahr	 72	 16	 36	

Anmeldung	aktuell	 64	 12	 34	

	

Tendenziell	wird	es	in	dem	Bereich	für	B	und	C	mit	einem	unterstellten	Klassenfrequenzgrenzwert	
um	 16	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 kritisch.	 In	 diesem	 Szenario	 scheint	 es	 nun	 mittelfristig	
naheliegend,	 den	 Standort	 B	 für	 den	 Ausbildungsberuf	 aufzugeben	 und	 die	 Schülerinnen	 und	
Schüler	 entweder	 ausschließlich	 auf	 C	 (voraussichtlich	 wegen	 der	 technischen	 Ausstattung	 und	
Schwerpunktbildung)	 zu	 verteilen	 oder	 eine	Anmeldung	bei	 A	 und	C	 (voraussichtlich	wegen	der	
verkehrstechnischen	Situation)	zu	ermöglichen.	Auch	wahrscheinlich	werden	Aussagen	sein,	dass	
Betriebe	 im	 Einzugsgebiet	 von	 B	 gar	 nicht	 mehr	 ausbilden	 wollen	 und	 sich	 die	 Zahl	 der	
Auszubildenden	dadurch	insgesamt	weiter	verringern	könnte.		

	
																																																								
10		 Alternative	Beispiele	finden	sich	etwa	in	dem	Beitrag	von	Grimm/Herkner	2014	
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5.2 Ein	Grundmodell	regional	vernetzter	Lehre	

Das	Grundmodell	geht	von	drei	Annahmen	aus:	

• Das	 lehrjahr-bezogene	 Fachklassenmodell	 bleibt	 der	 Anspruch	 an	 die	 berufsschulische	
Organisation,	wobei	der	Begriff	„Klasse“	im	Sinne	von	„verbundener	Lerngruppen“	verstanden	
werden	 kann.	 Dies	 bezieht	 sich	 insbesondere	 auf	 den	 oberen	 Klassenrichtwert,	 der	 in	 der	
Interpretation	 verbundener	 Lerngruppen	 eben	 die	 typische	 maximale	 Klassengröße	 um	 30	
Personen	auch	überschreiten	kann.		

• Die	 vorhandene	 Lehrexpertise	 und	 deren	 weitere	 Professionalisierung	 soll	 an	 allen	
„Standorten“	 im	 Grundsatz	 erhalten	 bleiben,	 sodass	 Aufgaben	 der	 Entwicklung	 und	 der	
Umsetzung	 spezifischer	 didaktischer	 Arrangements	 auf	 die	 Standorte	 verteilt	 möglich	 sind.	
Daher	 wird	 von	 einer	 befristet	 –	 wenn	 auch	 nicht	 durchgängig	 organisierten	 –	 Möglichkeit	
einer	beruflich-spezialisierten	Betreuung	und	Beratung	an	jedem	Standort	ausgegangen.	

• Das	 Modell	 hat	 eine	 begrenzte	 Reichweite.	 Es	 wird	 also	 nicht	 global	 konzipiert,	 sondern	
regional.	Damit	wird	zweierlei	 intendiert:	Persönliche	Treffen	und	Betreuung	bleiben	möglich	
und	 die	 Ge-	 und	 Verbundenheit	 der	 Beteiligten	 (etwa	 bei	 Investitionen	 oder	 Konzeptionen)	
wird	 gesteigert.	 Das	 Modell	 geht	 davon	 aus,	 dass	 es	 ein	 gemeinsames	 Interesse	 an	 der	
ausbildungsberufsbezogenen	dualen	Ausbildung	„vor	Ort“	in	der	Region	gibt.	

	

Die	 Grundannahmen	 lassen	 sich	 im	 Szenario	 nun	 konkretisieren.	 Ausgehend	 von	 der	 Zahl	 der	
„einzuschulenden“	Auszubildenden	(110	Schülerinnen	und	Schüler,	Zeilensumme	der	letzten	Zeile	
in	 Tab.	 3)	werden	 zwei	 „traditionelle“	Klassen	am	Standort	A	mit	 24	 Schülerinnen	und	Schülern	
und	 eine	 traditionelle	 Klasse	 in	 C	 mit	 20	 Schülerinnen	 gebildet	 (68	 von	 110	 Schülerinnen	 und	
Schülern	 in	 traditionellen	 Klassen).	 Zudem	 wird	 eine	 „verbundene	 Lerngruppe“	 über	 alle	 drei	
Standorte	gebildet,	folglich	mit	16	(A),	12	(B)	und	14	(C)	Schülerinnen	und	Schülern.	Diese	virtuelle	
Klasse	vernetzt	42	Schülerinnen	und	Schüler	und	entspräche	damit	in	etwa	einer	Stellen-Relation	
für	zwei	Klassen.	Die	genannten	Zahlen	der	virtuellen	Klasse	begründen	sich	aus	der	Vermutung,	
dass	digital-vernetzte	Lernräume	an	den	Standorten	zu	schaffen	sind,	in	denen	Lerngruppen	bis	zu	
8	Personen	arbeiten	und	untereinander	kommunizieren	bzw.	um	einen	Tisch	mit	einem	zentral	für	
alle	 sichtbar	 positioniertem	 Bildschirm/Leinwand	 sitzen	 können.	 Oder,	 um	 ein	 anderes	Maß	 zu	
nennen,	die	Lerngruppengröße	je	Standort	ermöglicht	es,	von	einer	Kamera	für	eine	gemeinsame	
Videokonferenz	passend	erfasst	werden	zu	können.	 	
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Die	Überlegungen	 von	 je	 zwei	 solcher	 Lerngruppenräume	an	miteinander	 vernetzen	 Standorten	
wird	in	folgender	Abbildung	visualisiert.		

	

	

Abbildung	7:	Schematische	Darstellung	der	Lerngruppenräume	

	

Weiterhin	wird	in	der	Abbildung	dargestellt,	dass	es	am	Standort	C	eine	„Lehrperson“	gibt,	die	ein	
didaktisches	Lehr-Lernarrangement	organisiert	bzw.	leitend	umsetzt.	Für	die	Lerngruppen	in	A	und	
B	 ist	 „Begleitpersonal“	anwesend.	Das	Begleitpersonal	agiert	etwa	als	ansprechbare	Aufsicht	bei	
Problemen,	 jedoch	nicht	als	didaktisch-tätige	 Lehrpersonen.	Der	Standort	D	 ist	 in	der	Abbildung	
„offline“,	weil	hier	nur	eine	optionale	Integration,	etwa	bei	spezifischen	Verfahren	oder	Maschinen	
oder	 der	 Durchführung	 von	 Kursen	 sinnvoll	 erscheint.	 Der	 Verbund	 der	 Standorte	 ist	 jeweils	
flexibel	organisierbar,	es	wäre	also	auch	eine	einfache	Zusammenarbeit	zwischen	zwei	Standorten	
vorstellbar,	was	z.B.	auch	für	die	Durchführung	von	Differenzierungs-	oder	Zusatzangeboten	eine	
naheliegende	Option	wäre.	

	

A

B

C

D
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In	 dem	 hier	 beschriebenen	 Modell	 wird	 angedacht,	 dass	 die	 Lehrkraft	 letztlich	 nur	 mit	 einer	
Lerngruppe	 arbeitet	 (also	 in	 einem	 Lernraum	 anwesend	 ist),	 auch	wenn	 –	wahrscheinlich	 sogar	
direkt	nebenan	–	die	zweite	Lerngruppe	des	Standortes	präsent	ist.	Diese	Idee	soll	unterstreichen,	
dass	 die	 didaktische	 Idee	 letztlich	 konsequent	 auf	 die	 Arbeit	 in	 Kleingruppen	 mit	 bis	 zu	 acht	
Personen	und	entsprechenden	Aufgaben,	Übungen	und	Einschätzungen	des	Lernfortschrittes	und	
Lernstandes	abzielt	und	hierbei	nicht	auf	die	„Übertragung“	eines	Klassenunterrichtes	von	einem	
Ort	 zum	 anderen	 gemeint	 ist	 (was	 zugleich	 aber	 durchaus	 ein	 didaktisch-methodisches	
Arrangement	 sein	 kann).	 Zugleich	 kann	diese	Dopplung	am	Standort	dazu	genutzt	werden,	dass	
exemplarisch	 auftretende	 Störungen	 (i.S.	 von	 Unklarheiten	 in	 Aufgabenstellungen,	 technischen	
Problemen	der	Übermittlung	usw.)	auch	vor	Ort	bzw.	in	der	Lerngruppe	der	beruflichen	Schule	C	
auffallen	können	und	korrigiert	bzw.	für	alle	aufgelöst	werden.	

	

Das	 Grundmodell	 kombiniert	 eine	 typische	 Konstellation	 einer	 Zentrale-Außenstelle-Verbindung	
mit	 Elementen	 einer	 kollaborativ	 vernetzten	 Gruppenarbeit,	 wie	 sie	 im	 Kontext	 von	 „digital	
collaboration“	 oder	 „synchronous	 groupware“	 mit	 einem	 „shared	 whiteboard“	 diskutiert	 wird.	
Prägnanter	könnte	auch	von	einem	„Satelliten-Modell“	gesprochen	werden.		

	

5.3 Kriterien	der	Gestaltung	regional	vernetzter	Lehre	
Aus	 dem	 Problemkontext	 lassen	 sich	 sowohl	 die	 curriculare	 bzw.	 didaktische	 Idee	 des	
Ausbildungsberufs,	als	auch	ausbildungs-	und	schulrechtliche	Bezugsnormen	als	Faktoren	 für	die	
Gestaltung	 des	 Grundmodells	 bestimmen.	 Eine	 Vielzahl	 von	 technischen	 und	 organisatorischen	
Aspekten	ergibt	sich	aus	der	Beschreibung	digital	vernetzter	Lehr-Lernräume.	Für	Beide	bildet	die	
Region	 i.S.	 eines	 begrenzten	 Raums,	 wie	 etwa	 eines	 Landkreises	 –	 z.B.	 im	 Sinne	 einer	
Verantwortlichkeit	 für	 die	 Infrastruktur	 und	 gemeinsamer	 Bezugspunkt	 für	 die	 Akteure	 –	 eine	
Klammer,	 die	 für	 die	 Ausgestaltung	 des	 Konzeptes	 bedeutsam	 ist.	 So	 ergeben	 sich	 fünf	
Kriteriengruppen	für	die	Gestaltung	regional	vernetzter	Lehre:	

• Interpretation	rechtlicher	Rahmenbedingungen	
• Curriculare	bzw.	didaktisch-methodische	Gesichtspunkte	
• Technische	Gestaltungsoptionen	
• Organisatorische	Anforderungen	
• Regionale	Bezugspunkte	
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5.3.1 Darstellung	 und	mögliche	Ausprägungen	 von	 Kriterien	 regional	 vernetzter,	
digital	unterstützter	Lehre	

Mit	der	folgenden	Differenzierung	der	fünf	Kriterienbereiche	wird	versucht,	die	Optionen	für	die	
Gestaltung	 von	 digital	 vernetzten	 Verbünden	 von	 Berufsschulstandorten	 in	 einer	 Region	
auszuloten.	 Die	 Kriterien	 werden,	 mit	 Ausnahme	 des	 rechtlichen	 Rahmens,	 in	 Polarisierungen	
interpretiert,	 um	die	Entscheidungs-Bandbreite	 innerhalb	des	 jeweiligen	Kriteriums	 sichtbar	und	
damit	die	Reichweite	der	Optionen	deutlich	zu	machen.		

Einerseits	soll	durch	die	Darstellung	versucht	werden,	eine	Diskussion	um	die	Ausprägungen	von	
Modellen	regional	vernetzter	Lehre	in	strukturierter	Form	zu	unterstützen.	Andererseits	kann	die	
Polarisierung	helfen,	die	verschiedenen	Gestaltungsrichtungen	anzuzeigen	und	damit	auch	die	 in	
Kapitel	 5.3.2	 bei	 der	 konkreten	 Beschreibung	 getroffenen	 Entscheidungen	 zu	 relativieren.	 Dies	
versinnbildlicht	 die	 Darstellung	 des	 Reglers	 in	 den	 folgenden	 Tabellen.	 Zuvor	 ist	 bei	 der	
Betrachtung	der	rechtlichen	Rahmenbedingungen	eher	eine	Einschätzung	erforderlich,	 inwieweit	
die	Gestaltung	auf	der	Basis	der	vorliegenden	Normen	durchgeführt	werden	kann.	

	

5.3.1.1 Differenzierung	rechtlicher	Rahmenbedingungen	

Unter	die	Rahmenbedingungen	fallen	etwa	die	Schulgesetze,	Datenschutzgesetze,	Urheberrechte,	
das	Dienst-	 bzw.	 Beamtengesetz	 sowie	 relevante	Verordnungen,	 Förderrichtlinien	 etc.	 Für	 diese	
Vielzahl	erscheint	hier	zunächst	nur	pauschal	eine	Differenzierung	in	drei	Bereiche	sinnvoll:	

In	 einer	 Ausrichtung	 kann	 ausschließlich	 auf	 der	 Basis	 bestehender	 rechtlicher	
Rahmenbedingungen	etc.	argumentiert	werden.	

Auf	 der	 anderen	 Seite	 können	 bestehende	 Regelungen	 gezielt	 und	mit	 Blick	 auf	 eine	 politische	
Grundsatzentscheidung	 verändert	 und	 angepasst	 werden,	 wobei	 auch	 Regelungen	 in	 anderen	
Bundesländern	als	Referenz	dienen	können.	

Eine,	vor	allem	wegen	einer	zeitlichen	Begrenzung	hilfreiche	Option,	kann	über	Öffnungsklauseln	
und	 Ausnahmeregelungen	 etwa	 im	 Rahmen	 von	 Modell-	 oder	 Pilotprojekten	 charakterisiert	
werden.		

Spezifische	Regelungsbereiche	wären	etwa	
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• Schüleranmeldungen	und	Anwesenheit	(insbesondere	Berufsschulpflicht,	Befreiungsoptionen,	
Teilnahmeverpflichtung,	Hausunterricht)		

• Klassenbildung	 /	 Klassengrösse	 (Sprengelpflicht,	 Klassenmindestgrössen,	 Prinzipien	 der	
Klassenbildung)		

• Betreuung	/	Aufsicht	und	Haftung	(im	Unterricht	und	in	ausserunterrichtlichen	Phasen)	

• Nutzung	von	Lehrmittel	(insbesondere	Lehrmittel,	digitale	Geräte)	

• Urheber-	 und	 Nutzungsrechte	 für	 Lehrmaterialien	 (insbesondere	 für	 Lizenzen	 und	
Selbstentwickelte	Materialien	

• Datenschutz	(insbesondere	Speicherort,	Austausch,	personenbezogener	Daten)	

• Lehrpersonen	(insbesondere	Arbeitszeit	und	Arbeitsort)	

• Mitbestimmungsregelungen	

• Rechtsform	für	die	Zusammenarbeit	(z.	B.	Netzwerk,	Verein,	Stiftung,	Leit-Schule)	

Exemplarisch	 sind	 einzelne	 gesetzliche	 Regelungen	 für	 vier	 „Flächenländern“	 in	 Deutschland	 im	
Anhang	B	aufgeführt.	

	

5.3.1.2 Polarisierung	der	weiteren	Kriterien	

Curriculare	 bzw.	 didaktisch-methodische	 Gestaltungsoptionen	 werden	 in	 folgender	 Tabelle	
aufgelistet:	

Organisatorische	Aspekte	(ohne	IuK-Technologie	–	diese	erfolgt	separat)	

Extremposition	I	

	

Gegenpol	

Zieldimensionen	des	virtuell	vernetzten	Bildungsganges	
Multioptionen-Modell	
(mit	 einem	 Modell	 werden	 verschiedene	
Zielsetzungen	 verfolgt,	 z.	 B.	 im	 Rahmen	
des	berufsübergreifenden	Unterrichts)	

	 Spezifische	Zielsetzung	
(es	 werden	 die	 Zielsetzungen	 von	
Einzelberufen	angeboten)	

Profilbildung	im	virtuell	vernetzten	Bildungsganges	
Kompiliertes	Profil	
(durch	 Wahlmöglichkeiten	 entsteht	 ein	
Profil	 durch	 die	 Belegung	 verschiedener	
Module)	

	 Vorab	definiertes	Profil	
(die	 möglichen	 Profile	 sind	 vorab	
festgelegt)	
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Bildungsgangkonzeption	
Lehrpersonenbezogen	
(die	 Grundkonzeption	 des	 Bildungsgangs	
wird	 von	 einzelnen	 Lehrpersonen	 der	
Standorte	entwickelt		

	 Es	 wird	 für	 die	 Region	 eine	
Bildungsgangkonzeption	entwickelt.	
	

Zielgruppen-Analyse	
Lehrpersonenbezogen	
(es	 erfolgt	 eine	 Zielgruppenanalyse	 der	
Lernenden	 durch	 die	 Lehrerinnen	 und	
Lehrer	der	jeweils	größten		Klasse)	

	 In	 regional	 vernetzten	 Teams	 von	
Lehrkräften	und	Ausbildern	
(Es	 erfolgt	 eine	 gemeinsame	
Zielgruppenanalyse	durch	den	Verbund)	

Bildungsgangarchitektur	
Rahmenstruktur		
(es	gibt	organisatorische	Eckpunkte,	die	je	
nach	 Standort	 jedoch	 spezifisch	
ausgeprägt	 werden	 können,	 z.	 B.	
Zeitfenster-Regelungen)	

	 Einheitliche	didaktische	Jahresplanung	
(es	 gibt	 eine	 einheitliche	 didaktische	
Jahresplanung	 für	 alle	 Beteiligten	 im	
Verbund)	

Entwicklung	Lernsituationen	und	komplexer	Lehr-Lern-Arrangements	
Die	 einzelne	 Fachlehrperson	 entwickelt	
die	 Lernsituation	und	das	 komplexe	 Lehr-
Lern-Arrangement	

	 Entwicklungen	 von	 Lernsituationen	
werden	 verteilt	 in	 der	 Region	 unter	
verschiedener	 Federführerschaft	
vorgenommen.		

Grundstruktur	Blended	Learning	Konzepte	
Vor-/Nachbereitungsaufträge	 asynchron	 /	
digital	gestützt	

	 Flipped	Classroom		

sequenzierte	 Gruppenbetreuung	 digital	
gestützt	

	 parallele	Gruppenbetreuung			

Grundlegende	Lehrkonzeption	
Instruktion	 	 Konstruktion		
Steuerung	im	Material	
	

	 Kontextsteuerung,	 Betonung	 des	 aktiven,		
selbstgesteuerten	 Lernens	 der	
Schülerinnen	und	Schüler	

Entwicklung	digitaler	Lerninhalte	und	Materialien	
Eigene	Entwicklung	
Die	 Entwicklungsarbeit	 wird	 durch	 die	
Lehrerinnen	und	Lehrer	vorgenommen	

	 Externe	Entwicklung	
Es	 werden	 externe	 Material-
Entwicklungen	eingekauft.		

Diagnose		
Durch	 die	 einzelnen	 Lehrerinnen	 und	
Lehrer	

	 Durch	Spezialisten	im	Verbund	
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Unterrichtsdurchführung	(fachlich	sowie	lernprozessbezogene	Begleitung)	
Die	zugeordneten	Lehrerinnen	und	Lehrer	
unterrichten	in	der	Klasse	

	 Die	 fachliche	 Betreuung	 und	
Lernprozessbezogene	 Betreuung	 werden	
auf	verschiedene	Akteure	verteilt	

Lernerfolgskontrollen	
Es	 werden	 klassenspezifische	
Lernerfolgskontrollen	 entwickelt	 und	
durchgeführt	

	 Es	 werden	 gemeinsam	 im	 Verbund	
Lernerfolgskontrollen	 entwickelt	 und	
diese	gemeinsam	eingesetzt	

Beratung	(fachlich	sowie	lernprozessbezogene	Beratung)	
Durch	 die	 Lehrerinnen	 und	 Lehrer	 des	
jeweiligen	Standortes	

	 Beratung	 wird	 differenziert	 in	
Multiprofessionellen	Teams	des	Verbunds	
angeboten	und	durchgeführt.		

Bildungsgang-Entwicklung		
Verwaltungs-Modell		
(Effizienz	 als	 primäres	 Kriterium,	
Stabilitätsorientierung,	
Lehrpersonenorientierung)	

	 Entwicklungs-Modell	
(Effektivität	 als	 primäres	 Kriterium,	
Entwicklungsorientierung,	
Bildungsgangorientierung)	

Organisatorische	Aspekte	(ohne	IuK-Technologie	–	diese	erfolgt	separat)	

Extremposition	I	

	

Gegenpol	

Raumnutzung	
Raumplanung	 und	 Raumnutzung	
obliegt	der	einzelnen	Schule	

	 Geteilte	 Raumplanung	 und	
Raumnutzung	

Raumausstattung	
Standardmodell	 für	 jeden	
Standort	

	 Spezifische	 Ausstattung	 an	
einzelnen	Standorten	im	Verbund	

Hilfestellung	bei	infrastrukturellen	Fragen	/	Anliegen	
Obliegt	der	Lehrperson	 	 Zentraler	Helpdesk	im	Verbund	

Zeitplanung	/	Stundenplanung	
An	Schulstandort	spezifisch	 	 Gemeinsame	 Stundenplanung	 im	

Verbund	

Lehrbedarfsprognosen	und	planung	sowie	Lehrereinsatzplanung	
jeder	Schulstandort	für	sich	 	 Gemeinsame	 Personalbedarfs-

planung	 und	 Einsatzplanung	 im	
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Verbund	

Lehrereinsatz	
Lehrerinnen	 und	 Lehrer	 werden	
nur	an	einer	Schule	eingesetzt	

	 Lehrerinnen	und	Lehrer	haben	im	
Verbund	verschiedene	Einsatzorte	

Schulungspersonal	für	IuK-Technologie	
Durch	die	Lehrerinnen	und	Lehrer	 	 Durch	 zentrale	 Unterstützungs-

personal	im	Verbund		

Qualitätsmanagement	
Das	 schulische	 QM	 wird	 auf	 den	
Bildungsgang	angewandt	

	 Der	Bildungsgang	im	Verbund	hat	
ein	 gemeinsames	 Qualitäts-
management.		

Lernortkooperation	
Die	 einzelnen	 Lehrerinnen	 und	
Lehrer	 beziehen	 ÜBS,	
Ausbildungsbetriebe,	 weitere	
Externe	 in	die	Bildungsgangarbeit	
ein	

	 Es	gibt	eine	gemeinsame	Initiative	
und	 einen	Ansatz	 der	 Einbindung	
von	 ÜBS,	 Ausbildungsbetriebe	
und	 weitere	 Externen	 in	 den	
Bildungsgang	
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Aspekte	der	Informations-	und	Kommunikationstechnologien	

Extremposition	I	

	

Gegenpol	

Hardware	/	Software	
Ausstattung	 der	 Schule	 auf	 der	
Basis	 des	 Medienkonzepts	 der	
Schule	

	 Gemeinsames	 IuK-	 bzw.	
Medienkonzept	des	Verbunds	

Bereitstellung	Hardware		
Ausstattung	der	Schule	 	 Bring	your	own	Device		

Software	-Entwicklung	
Eigen	Entwicklung	 /	Adaption	von	
Open	Source	Angeboten	

	 Kommerzielle	Angebote	

Lizenz-Einheit	
Einzelschule	 ist	
Beschaffungseinheit	

	 Verbund	ist	Beschaffungseinheit	

Auswahlkriterien	für	die	Hard-	und	Software	
Schulspezifisch	 	 Berufsspezifisch		

Entscheidungsfindung	
Dezentral	am	einzelnen	Standort	 	 Zentral	in	der	Region	

IT-Wartung	
Durch	eine	Schule	abgesichert	 	 Durch	 externe	 Anbieter	 für	 alle	

abgesichert	

IT-Schulung	
Durch	die	Lehrerinnen	und	Lehrer	
an	der	Schule	

	 Durch	externe	Anbieter	

Datensicherung	
Dezentrale	Systeme	der	Schulen	 	 Zentrales	System	im	Verbund	
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Aspekte	hinsichtlich	der	Gebundenheit	an	eine	Region	

Extremposition	I	

	

Gegenpol	

Verkehrsverbünde	
Verschiedene	 Verbünde	 –	 weite	
Strecken	

	 Erreichbarkeit	 der	 verschiedenen	
Standorte	 innerhalb	 eines	
Verbundes	 mit	 öffentlichem	
Verkehrsmittel	

Zuständigkeiten	hinsichtlich	der	Schulaufsicht	
Eine	 Zuständigkeit	 (z.	 B.	 eine	
Bezirksregierung)	

	 Verschiedene	Zuständigkeiten	

Kommunale	Struktur	
Eine	 Zuständigkeit	 (z.B.	 eine	
Kommune)	

	 Verschiedene	Zuständigkeiten	

wirtschaftliche	Struktur	
Eine	Zuständigkeit	(z.B.	HWK)	 	 Verschiedene	Zuständigkeiten	

Verbindung	zu	bereits	bestehende	Verbünde	
Neuer	regionaler	Verbund	 	 Aufsetzend	 auf	 bereits	

bestehenden	regionalen	Verbund		

Loyalität	zu	Region	
Orientierung	 an	 bestehenden	
regionalen	 oder	 tradierten	
Zuständigkeiten	

	 Neue	 regionale	 Zuständigkeiten	
sollen	über	das	Modell	 entwickelt	
werden		
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5.3.2 Konzeptbezogene	Konkretisierung	der	Kriterien	
Die	 Vielzahl	 der	 Gestaltungsoptionen	 soll	 mit	 Blick	 auf	 das	 Szenario	 nun	 in	 einem	 Modell	
konkretisiert	werden.	

	

5.3.2.1 Interpretation	rechtlicher	Rahmenbedingungen	

Die	rechtlichen	Rahmenbedingungen	lassen	sich	 in	zwei	Komplexe	aufteilen.	Grob	unterschieden	
werden	müssen	schulrechtliche,	sowie	medien-	und	datenschutzrechtliche	Fragestellungen.		

Konstitutiv	 scheint	 zunächst	 die	 Frage	 nach	 Schul-,	 Anwesenheits-	 und	 Aufsichtspflichten	
allgemein.	Dabei	ist	die	Frage	des	„Standortes“	verbunden	mit	einer	Zuordnung	von	Schülerinnen	
und	Schülern	zu	einer	Schule	i.S.	eines	Trägers	von	Rechten	und	Pflichten,	bzw.	einer	Zuordnung	
von	 Lehrerinnen	 und	 Lehrern	 zu	 einem	 Dienstort.	 Für	 Berufsschulklassen	 i.S.v.	 verteilt	
zusammenarbeitenden	 Lerngruppen	werfen	 z.B.	 die	 Kontrolle	 der	 Anwesenheitspflicht	 oder	 die	
Wahrnehmung	 der	 Aufsichtspflicht	 wichtige	 Grundsatzfragen	 auf,	 die	 neben	 Regelungen	 zu	
harmonisierten	Arbeits-	und	Pausenzeiten,	Regelungen	in	Hausordnungen	u.a.m.	zu	klären	sind.	In	
Abgrenzung	zu	in	Ausnahmenfällen,	wie	beispielsweise	bei	 längerer	Erkrankung	möglichen	Fällen	
des	 „Hausunterrichtes“,	 scheint	 es	 daher	 geboten,	 jeweils	 an	 jedem	 Standort	 für	 die	
Anwesenheitszeit	 der	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 in	 den	 Lernräumen	 die	 Anwesenheit	 einer	
Bezugsperson	in	den	Räumen	vorzusehen.	Ob	dies	jeweils	eine	Lehrerin	oder	ein	Lehrer	sein	muss,	
wäre	zu	prüfen,	da	es	eben	nicht	um	eine	unterrichtliche	bzw.	fachliche	Betreuung	geht,	sondern	
um	 eine,	 die	 allgemein	 die	 Verhaltensregeln	 in	 Schule	 betrifft.	 Daher	 könnte	 ein	 typisch	
rechteckiger	 Klassenraum	 mit	 einer	 Fensterfront	 (linke	 Seite),	 einem	 Zugang	 und	 je	 einem	
zentralen	Blickpunkt	(hier	etwa	ein	Smart-board	oder	ein	Bildschirm)	wie	 in	folgender	Abbildung	
dargestellt	umgestaltet	werden.		
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Abbildung	8:	Mögliche	Anordnung	eines	Klassenraums	für	regional	vernetzte	Lehre	

	

Offensichtlich	 werden	 in	 dem	Modell	 nur	 dann	 insgesamt	 günstigere	 Lehrer-Schüler-Relationen	
erzielt,	 wenn	 die	 Tätigkeit	 als	 Bezugsperson	 bei	 Lehrpersonen	 nicht	 im	 vollen	 Umfang	 auf	 das	
Lehrdeputat	angerechnet	wird,	oder	von	anderen	Personengruppen	(z.B.	einer	anerkannt	fachlich	
qualifizierten	 Person	 (Handwerksmeister/in)	 oder	 einer	 IT-Betreuung)	 ausgeübt	 wird.	
Entsprechende	 Regelungen,	 etwa	 über	 die	 Anrechnung	 von	 Freistunden	 in	 der	 individuellen	
Stundenplanung	von	Lehrkräften,	wären	unter	Beteiligung	aller	Mitwirkungsgremien	zu	treffen.		

	

Es	bietet	sich	mit	Blick	auf	mögliche	Schulträger	und	Dienstverhältnisse	in	einem	Modell	regional	
vernetzter	 Lehre	 an,	 die	 Zahl	 der	 Beteiligten	 und	 ihre	 Rollen	 untereinander	 so	 begrenzt	 wie	
möglich	 zu	 halten.	Dennoch	 können	 in	 einem	Exkurs	 zumindest	 erweiterte	 Kooperationsformen	
angedeutet	 werden.	 So	 wäre	 es	 auch	 naheliegend,	 dass	 sich	 beispielsweise	 einzelne	
Auszubildende	 in	 einem	 entsprechend	 digital	 vernetzten	 Raum	 in	 einer	 sonstigen,	 z.B.	 einer	
überbetrieblichen	Bildungsstätte	oder	in	einem	Betrieb	mit	einer	Ausbildungsverantwortlichen	als	
Bezugsperson	treffen	und	dies	als	Lernort	der	Berufsschule	gilt.	Oder	Experten	bzw.	Personen	aus	
betrieblichen	oder	überbetrieblichen	Ausbildungsstätten	können	die	Rolle	der	Begleitung	bzw.	der	
Bezugsperson	 vor	 Ort	 übernehmen.	 Ein	 solcher,	 von	 der	 Sache	 her	 leicht	 nachvollziehbarer	
Gesichtspunkt,	 wirft	 zugleich	 die	 Frage	 einer	 öffentlich	 getragenen	 (und	 auch	 finanzierten)	
Verantwortung	für	die	berufliche	Bildung	auf.	Denn	das	Grundmodell	könnte	dann	auch	um	einen	
Ort	 E	 ergänzt	 werden,	 zum	 Beispiel	 einen	 größeren	 Ausbildungsbetrieb,	 der	 über	 einen	
entsprechend	 ausgestatteten	 Lehr-Lernraum	 verfügt,	 und	 vielleicht	 eine	 verkehrstechnisch	

Arbeitsplatz
Bezugsperson
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günstigere	Lage	aufweist.	Auch	hier	könnte	sich	eine	Gruppe	von	Auszubildenden	treffen	und	ggf.	
von	 betrieblichem	Personal	 fachlich	 betreut,	 oder	 zumindest	 vergleichbar	 beaufsichtigt	werden,	
wobei	 viele	 Optionen	 denkbar	 sind,	 in	 denen	 dies	 bedingt	 durch	 vorhandene	 technische	
Ausstattungen,	auch	effizienter	durchgeführt	werden	könnte,	als	etwa	durch	die	Einrichtung	und	
Unterhaltung	 in	öffentlichen	Gebäuden.	So	betrachtet	ergäbe	sich	 im	Modell	regional	vernetzter	
Lehre	 in	 der	 Berufsbildung	 auch	 ein	 Feld	 zur	 Erprobung	 der	 Vereinbarkeit	 von	 kommunaler,	
Landes-	und	Bundeshoheit	und	der	gemeinsamen	Mitnutzung	von	Finanzierung	aus	Bundes-	und	
Landesmitteln	 und	 privaten	 und	 öffentlichen	 Mitteln.	 Warum	 sollte	 etwa	 ein	 kommunaler	
Schulträger	 nicht	 eine	 Raummiete,	 auch	 an	 eine	 überbetriebliche	 Einrichtung	 einer	 Kammer	
erstatten?	Dagegen	sprechen	 im	Moment	 zahlreiche	Bedingungen	und	Förderrichtlinien,	aber	 in	
einem	regional	begrenzten	Rahmen	könnten	ggf.	auch	neue	Nutzungsmöglichkeiten	erkundet	und	
erprobt	werden.		

	

Blickt	 man	 nach	 diesem	 Exkurs	 zurück	 auf	 das	 Grundmodell	 der	 Zusammenarbeit	 von	
Berufsschulstandorten,	 so	 ist	 der	 Hinweis	wichtig,	 dass	 sich	mit	 der	 rechtlichen	 Zuordnung	 von	
Schülerinnen	 und	 Schülern	 auch	 deren	 statistischen	 Erfassung	 und	 letztlich	 auf	 die	 Stellen-
Relationen	 an	den	 Standorten	 auswirkt	 und	damit	 den	ursprünglichen	Kern	oder	Anlass	 für	 das	
Modell	 des	 regional	 vernetzten	 Lehrens	 betrifft.	 Es	 entstünde	 also	 keine	 interessengerechte	
Lösung,	wenn	die	Frage	der	 rechtlichen	Zuständigkeit,	 vermeintlich	einfach,	durch	Zuweisung	zu	
einem	 Schulstandort	 zu	 lösen	 versucht	 wird.	 Diese	 müsste	 zumindest	 schulstatistisch	 durch	
Verrechnungsmodi	ergänzt	werden.	

	

An	 die	 rechtliche	 Zuordnung	 geknüpft	 sind	 versicherungs-	 und	 haftungsrechtliche	 Bedingungen,	
was	i.d.R.	auch	für	Umsetzung	des	Modells	im	Rahmen	eines	Schulträgers	spricht.	Dies	kann	auch	
für	 die	 Nutzung	 von	 Lizenzen,	 Materialien	 und	 individuellen	 Lernergebnissen	 und	
Dokumentationen	vermutet	werden.	Prinzipiell	kann	argumentiert	werden,	dass	für	die	beteiligten	
Berufsschulen	 insgesamt	 eine	 einheitliche	 Nutzungsordnung	 erstellt	 wird	 und	 unter	 diesen	
Bedingungen	 gearbeitet	 wird,	 ggf.	 mit	 einer	 allgemein	 zur	 Verfügung	 gestellten	 Groupware.	
Komplexere	 medien-	 und	 datenschutzrechtliche	 Aspekte	 sind	 zu	 erwarten,	 wenn	 die	
eingerichteten	Räume	nicht	ausschließlich	für	das	Verbundmodell	genutzt	werden,	sondern	auch	
von	Regelklassen	der	berufsbildenden	Schulen.	 Letztlich	 geht	 es	um	die	 Einrichtung,	 den	 Zugriff	
und	 den	 Schutz	 personalisierter	 Daten	 von	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 bzw.	 Lehrerinnen	 und	
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Lehrern.	So	wird	die	vermutlich	schlichte	Bekanntgabe	von	Ergebnissen	einer	Klassenarbeit	durch	
die	 technische	 Übermittlung	 und	 Speicherung	 in	 einem	 digitalen	 Arbeitsraum	 im	 Hinblick	 auf	
andere	 schülerbezogene	 Daten	 von	 einem	 eher	 alltäglichen	 Ereignis	 zu	 einer	 sensibel	 zu	
bewältigenden	Aufgabe,	ähnlich	sensibel	wie	etwa	ein	zu	führendes	elektronisches	Klassenbuch.		

	 	



	
	

	

	

	39	

5.3.2.2 	Curriculare	bzw.	didaktisch-methodische	Gesichtspunkte	

Wird	 davon	 ausgegangen,	 dass	 es	 an	 jedem	 Standort	 einen,	 wie	 in	 Abbildung	 8	 skizzierten	
Klassenraum	 gibt,	 so	 lässt	 sich	 die	 didaktisch-methodische	 Grundlinie	 als	 synchron,	 sowie	
asynchron	 organisierter	 Gruppenunterricht	 für	 bis	 zu	 8	 Personen	 je	 Gruppe	 charakterisieren.	
Synchroner	Gruppenunterricht	schließt	dabei	zwei	Formen	 instruktiv	organisierter	Lehre	mit	ein.	
Erstens	 die	 direkte	Übertragung	 einer	 persönlich-situativen	Demonstration/Instruktion	 vor	 einer	
Gruppe	 auf	 fünf	 andere	 (eine	 am	 selben,	 vier	 an	 zwei	 anderen	 Standorten),	 sowie	 zweitens	
mögliche	 Formen	 digital	 konservierter	 Instruktion/	 Demonstration	 im	 Sinne	 eines	 „flipped	
classroom“	 Konzeptes,	 bei	 der	 erst	 im	 Anschluss	 an	 eine	 Instruktion	 (etwa	 in	 einem	 Video)	
gemeinsam	 interaktiv	 (sowohl	 standortbezogen	 als	 auch	 standortübergreifend	 die	 Erfahrung	
aufgearbeitet	werden	kann.	 Zeitlich	entzerrte,	 asynchrone	Formen	der	 Zusammenarbeit	 können	
sich	 auf	 unterschiedliche	 Gruppenaufträge	 beziehen,	 wobei	 vor	 allem	 die	 Bewertung,	 sowie	
Rückmeldung	von	Ergebnissen	gruppenindividuell	und	daher	zeitlich	versetzt	erfolgen	muss.	Eine	
andere	mögliche	 Charakterisierung	 könnte	 durch	 die	mediale	 Komponente	 erfolgen,	 dafür	 böte	
sich	die	Bezeichnung	von	„Teleunterricht	unter	Videokonferenzbedingungen“	 (Wagner	2016)	an.	
Sie	unterstreicht	auch	die	Abgrenzung	zum	Fernunterricht.	

	

Die	 organisatorisch	 bedingte	 Grundform	 legt	 didaktische	 Arrangements	 nahe,	 die	 eher	 an	 das	
Konzept	 von	 Tagesaufgaben	 /-fällen	 oder	 umfassenderen	 Lernsituationen	 angelehnt	 sind.	 Sie	
bieten	 daher	 konkret	 an,	 problemorientiertes	 und	 selbstorganisiertes	 Lernen	 (in	 Gruppen)	
didaktisch	 zu	 konzipieren.	Wie	 in	 vielen	 anderen	 Fällen	 auch	 dürfte	 der	 Hinweis	 gerechtfertigt	
sein,	dass	nicht	alle	in	der	beruflichen	Bildung	notwendigen	Lehr-Lernformen,	insbesondere	nicht	
haptisch-motorische	 Bewegungsabläufe,	 mit	 diesem	 Grundkonzept	 abgedeckt	 werden	 können.	
Der	 Verweis	 auf	 die	 regionale	 Gebundenheit	 eröffnet	 jeweils	 auch	 Möglichkeiten,	 wenn	
notwendig	 fachliches	 Präsenz-Lernen	 an	 jedem	 Standort	 (möglicherweise	 nicht	 mehr	 in	
synchroner	Form)	organisieren	zu	können.	

	

Dies	gilt	 im	Grundsatz	sowohl	für	berufliche	Lernfelder,	als	auch	für	berufsübergreifende	Fächer.	
Die	Umsetzung	von	gezieltem	Förder-	und	Differenzierungsunterricht	wäre	aufgrund	der	 flexibel	
teilbaren	Gesamtgröße	der	Schülerinnen	und	Schüler	auch	neu	bzw.	individueller	organisierbar.	Im	
didaktisch-methodischen	 Sinne	 unterstützt	 die	 organisatorische	 Vorgabe	 verteilter	 Standorte	
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somit	viele	der	modernen	Ansprüche	an	kompetenzorientierten	beruflichen	Unterricht,	der	auch	
den	Blick	auf	zu	erwartende	Lern-	und	Arbeitsformen	im	Rahmen	der	Berufsbildung	4.0	generiert	
bzw.	einfordert.	Auch	ohne	den	Bezugsrahmen	„sinkende	Zahl	der	Auszubildenden	in	der	Region“	
könnte,	 im	 didaktisch-methodischen	 Sinne,	 so	 organisierte,	 regional	 vernetzte	 Lehre	 Anlass	 zu	
einer	regionalen	Berufsschulentwicklung	bzw.	Berufsbildungsinnovation	werden.		

	

Curricular	 vorausgesetzt	 bzw.	 nach	 und	 nach	 entwickelt	 werden	 muss	 dabei	 eine	
standortübergreifende	didaktische	Jahresplanung.	Ein	gemeinsam	durch	Lehrende	aller	Standorte	
abgestimmtes,	und	vertretenes	Konzept	wird	dabei	zum	Maßstab	für	die	regionale	Verbundenheit	
und	 gegenseitige	 Vertretung	 und	 Verantwortung	 der	 Lehre	 durch	 alle	 Standorte.	 Dies	 stellt	
erhöhte	Anforderungen	an	die	Zusammenarbeit	unter	Lehrenden	verschiedener	Standorte	eines	
Ausbildungsganges	 und	 damit	 eine	 große	 Herausforderung	 dar	 –	 gelegentlich	 ist	 es	 ja	 schon	
schwierig,	für	einen	Standort	eine	angemessene	Didaktische	Jahresplanung	umzusetzen.	Insofern	
handelt	es	sich	bei	dieser	Überlegung	sicher	um	einen	kritischen	Punkt	für	das	Konzept,	zugleich	
ließe	sich	aus	vorhandenen	Erfahrungen	bereits	 lernen	 (Tramm/Naeve-Stoß	2016;	Casper	2016).	
Dabei	 ist	 die	Orientierung	 von	 vergleichbaren	 Standards	 zwischen	 der	Modell-Klasse	 des	 Berufs	
und	 den	 normalen	 Klassen	 an	 den	 Standorten	 ein	 weiterer	 Punkt	 für	 die	 Entwicklung	 einer	
didaktischen	Jahresplanung.	Ebenfalls	eine	didaktische	Herausforderung	ist	die	Durchführung	von	
individuellen	 Lehr-Lernkontrollen	 oder	 die	 rechtssichere	 Durchführung	 zeugnisrelevanter	
Klassenarbeiten.		

	

5.3.2.3 Technische	Gestaltungsoptionen	

Offensichtlich	 ist	eine	auf	mindestens	sechs	„Lerngruppen“	ausgerichtete	Videokonferenztechnik	
ein	Mindeststandard	 für	das	Modell.	Dabei	spricht	vieles	dafür,	 jede	Einheit	sowohl	auf	die	 Idee	
der	 Steuerung	 eines	 verteilten	 Lehr-Lernarrangements	 auszulegen	 (etwa	 mit	 Blick	 auf	 Aufruf-
Funktionen	 und	 Einspeisung	 von	Materialien),	 als	 auch	 auf	 die	 Interaktion	 durch	 die	 jeweiligen	
Gruppen	(etwa	mit	Blick	auf	Signal-/Melde-Funktionen	und	Möglichkeiten	der	Übermittlung/	dem	
Austausch	von	Lernergebnissen).	
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Die	 Einrichtung	 digitaler	 Lehr-Lernräume	 im	 Sinne	 eines	 cloudbasierte	 Content-Management-
Systems	liegt	ebenfalls	auf	der	Hand.	Deren	Einrichtung	und	Pflege	bzw.	Sicherung	wird	durch	eine	
zweite	 konstitutive	 Entscheidung	 berührt,	 nämlich	 die,	 ob	 in	 den	 Räumen	 mit	 „stationär“	
vorhandener	Hardware	gearbeitet	werden	soll	/	muss,	oder	ob	das	Konzept	des	„bring	on	your	on	
device“	 favorisiert	 wird.	 Die	 Entscheidung	 mag	 unterschiedlich	 ausfallen,	 wobei	 die	 Frage	 der	
Arbeit	mit	spezieller	berufsbezogener	Hard-	und	Software	von	Fall	zu	Fall	für	die	eine	oder	andere	
Wahl	sprechen	mag.	 	
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Eine	 leistungsstarke	 Netzverbindung	 zwischen	 den	 Standorten	 ist	 die	 dritte	 technische	
Komponente,	 die	 die	 beiden	 ersten	 erst	 sinnvoll	 nutzbar	 werden	 lässt.	 	 Hier	 ist	 die	 technische	
Realisation	auch	von	den	regionalen	Gegebenheiten	abhängig	und	zugleich	ein	möglicher	Ansatz	
für	 den	 vielbeschworenen	 Ausbau	 der	 Netzkapazitäten	 in	 ländlichen	 Gebieten.	 Um	 die	
Betriebssicherheit	 regional	 vernetzter	 Lehre	 zu	 gewährleisten	 scheint	 die	 Berücksichtigung	 des	
Prinzips	 des	 „doppelten	 Bodens“	 von	 vorneherein	 eine	 Option.	 Dies	 gilt	 auch	 im	 verringerten	
Maße	für	die	Vorhaltung	von	„Ersatzgeräten“.	

	

Neben	 diesen	 drei	 Grundbedingungen	 –	 für	 die	 der	 Markt	 der	 IT-Dienstleistungen	 sehr	
unterschiedliche	 Lösungen	 bietet,	 von	 denen	 aber	 zugleich	 auch	 einige	 als	 bezahlbar	 gelten	
können	–	sind	berufsbezogene	Anforderungen	an	die	 technische	Ausstattung	zu	definieren.	Hier	
ist	 für	 das	 Konzept	 anzuführen,	 dass	 nicht	mehr	 jeder	 Standort	 alle	Anforderung	 erfüllen	muss,	
sondern	 insgesamt	die	technische	Ausstattung	und	Möglichkeiten	über	alle	Standorte	betrachtet	
werden	kann.	Anschauliche	Beispiele	für	die	technische	Ausgestaltung	finden	sich	auch	in	Baumer	
(2017).	

	

5.3.2.4 Organisatorische	Anforderungen	

Das	Modell	basiert	auf	drei	unterschiedlichen	Profile	von	„Personal“,	nämlich	Lehrenden	für	den	
Teleunterricht	von	Gruppen	unter	Videokonferenzbedingungen,	Begleit-	und	Betreuungspersonal	
vor	Ort	und	Personal	zur	Einrichtung,	Vorbereitung,	Sicherstellung	und	Pflege	der	IT-Infrastruktur.	
Zudem	sind	von	den	Schülerinnen	und	Schülern	Verhaltensregeln	für	den	bewussten	Umgang	mit	
Rechten	und	Pflichten	des	vernetzten	selbstorganisierten	Lernens	umzusetzen.		

	

Für	 das	 „Personal“	 gilt	 das	 Prinzip	 der	 doppelten	 Einbindung,	 nämlich	 einerseits	 im	 Modell	
regional	 vernetzter	 Lehre	 in	 einem	 Personen-Verbund	 überörtlich	 vertrauensvoll	
zusammenzuarbeiten	 und	 zugleich	 weiter	 im	 örtlichen	 Organisationsverbund	 einer	
berufsbildenden	 Schule	 mitzuwirken.	 Für	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 sind	 zwei	 Interpretationen	
möglich.	 Es	 ist	 einerseits	 möglich,	 sich	 auf	 die	 Zugehörigkeit	 zu	 einer	 „besondere	 Klasse“	 zu	
konzentrieren.	 Dafür	 böten	 sich	 zur	 Unterstützung	 Maßnahmen	 wie	 Orientierungsphasen,	
gemeinsame	 Projekttage	 in	 der	 Großgruppe	 u.a.	 an,	 die	 insbesondere	 Zusammengehörigkeit,	
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Zuständigkeiten	 und	 Verantwortung	 füreinander	 fördern.	 Dies	 würde	 auch	 bedeuten,	
entsprechendes	Budget	 für	die	Gestaltung	von	gemeinsamen	Präsenzveranstaltungen	 (u.a.	eben	
auch	für	zusätzliche	Fahrtkosten)	vorzusehen.	Andererseits	wäre	es	auch	denkbar,	die	 jeweiligen	
Gruppen	 stärker	 an	 die	 einzelnen	 Schulstandorte	 zu	 binden.	 So	 lässt	 sich	 argumentieren,	 dass	
etwa	 für	 den	berufsübergreifenden	Unterricht	 eine	 Zuordnung	der	 Schülerinnen	und	 Schüler	 zu	
anderen	 „normal	 organisierten“	 Berufsschulklassen	 didaktisch	 begründet	 werden	 könnte.	 Dies	
würde	eine	Zugehörigkeit	der	Schülerinnen	und	Schüler	zu	zwei	Bezugsgruppen,	nämlich	erstens	
zu	 einer	 berufsbezogenen	Kleingruppe	und	 zweitens	 zu	 einer	 standortbezogenen	 Schülergruppe	
nach	sich	ziehen.	Eine	organisatorische	Implikation	im	zweiten	Ansatz	wäre	eine	Harmonisierung	
der	Unterrichtszeiten	über	alle	Standorte,	zumindest	ab	zu	definierenden	Anfangszeitpunkten	im	
Verlauf	eines	Schultages.		

	

Das	Modell	geht	von	der	Organisationsform	des	Teilzeit-Berufsschulunterrichtes	aus.	Insofern	sind	
Tage	und	Unterrichtsintensitäten	bzw.	Schultage	pro	Woche	in	einer	für	diese	Klasse	gemeinsame	
Raumplanung	 festzulegen,	 was	 eine	 langfristige	 Vorplanung	 einfordert.	 Die	 überörtliche	
Festlegung	geht	sinnvoller	Weise	einher	mit	einer	überörtlichen	Abstimmung	von	Stundenplänen	
der	Lehrenden,	damit	insbesondere	die	Übernahme	der	Lehraufgaben	für	alle	Standorte	auch	von	
allen	 Standorten	 aus	 erfolgen	 kann.	 Bei	 den	 erwarteten	 Formen	 der	 Lehr-Lernarrangements	
scheint	 hier	 die	 Betrachtung	 von	 Zweifach-Doppelstunden	naheliegender,	 denn	 die	 Betrachtung	
einzelner	Unterrichtsstunden.	Organisatorisch	relevant	erscheint	zudem	die	Berücksichtigung	von	
täglichen	 „Einrichtungsphasen“	 und	 „Abschlussphasen“	 im	 Sinne	 des	 Startens	 und	 gesicherten	
Beendens	der	digitalen	Systeme.		

	

Organisatorisch	 bedeutsam	 ist	 insgesamt	 die	 geplante	 Auslastung	 der	 Arbeitsräume.	 Bei	 drei	
Ausbildungsjahrgängen	 wäre	 bei	 einer	 ausschließlichen	 Nutzung	 der	 beiden	 Arbeitsräume	 für	
einen	 Ausbildungsgang	 bei	 zunächst	 zweitägigem,	 dann	 eintägigen	 Besuch	 der	 Berufsschule	 die	
Auslastung	bereits	gegeben.	Gerade	in	den	Anfangsphasen	spricht	vieles	für	eine	„ausschließliche“	
Nutzung	 der	 Arbeitsräume	 durch	 eine	 definierte	 Gruppe,	 jedoch	 gibt	 es	 auch	 gute	 Argumente,	
genau	 von	 einer	 gestreuten	 Nutzung	 der	 Räume,	 also	 einer	 Mitnutzung	 durch	 andere	
Bildungsgänge	 der	 Schule	 auszugehen	 und	 entsprechend	 die	 Organisationsmodelle	 darauf	
abzustimmen.		
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Die	Frage	nach	den	jeweiligen	Kompetenzprofilen	der	Lehrerinnen	und	Lehrer	könnte	als	eigener	
Punkt	 ausführlicher	 erörtert	 werden.	 Im	 Rahmen	 organisatorischer	 Gesichtspunkte	 muss	 aber	
i.d.R.	davon	ausgegangen	werden,	dass	kompetentes	Personal	vorhanden	ist	oder	dass	bestimmte	
Kompetenzen	 in	 absehbarer	 Zeit	 erworben	 bzw.	 vermittelt	 werden	 können.	 Klar	 ist,	 dass	 die	
jeweiligen	Fähigkeiten	nicht	im	Mittelpunkt	der	Lehrerausbildung	stehen	und	sie	von	daher	nicht	
eingefordert	werden	können.	Zugleich	sind	die	didaktischen	Anforderungen	an	den	Unterricht	und	
auch	 die	 Nutzung	 der	Medien	mit	 den	 seit	 einiger	 Zeit	 gemeinhin	 geforderten	 Ansprüchen	 der	
Kompetenzorientierung	kompatibel.	Es	kann	also	nicht	erwartet	werden,	dass	eine	Umsetzung	an	
jedem	 Standort	 ohne	 Probleme	 funktioniert.	 Aber	 es	 scheint	 auch	 nicht	 ausgeschlossen,	
qualifikatorisch	 hinreichende	 Ausgangsbedingungen	 und	 „Know	 how“	 für	 zu	 erprobende	
Problemlösungen	an	Standorten	vorzufinden.		

	

5.3.2.5 Regionale	Bezugspunkte	

In	 den	 rechtlichen,	 curricularen,	 technischen	 und	 organisatorischen	 Gestaltungsoptionen	 findet	
sich	jeweils	eine	regionale	Komponente.	Neben	dem	Aspekt	der	„Zuständigkeit“	für	ein	definiertes	
Gebiet	(Hoheitsgebiet)	ist	es	jeweils	die	„Verbundenheit“	mit	Institutionen	und	einem	eher	sozial	
definierten	 Kontext	 aus	 dem	 heraus	 und	 für	 den	 insgesamt	 eine	 Unterstützung	 für	 das	Modell	
erwachsen	muss.		

	

Die	Logik	dahinter	beruht	auf	der	Idee	von	Grenzziehungen	–	so	kann	beispielsweise	einer	Gruppe	
von	 Lehrenden	 zur	 Entwicklung	 einer	 gemeinsamen	 Didaktischen	 Jahresplanung	 zugemutet	
werden,	Dienstreisen	auf	sich	zu	nehmen,	aber	eben	in	einem	Gebiet	und	mit	der	Möglichkeit	des	
Ausgleichs	von	Lasten	und	nicht	überall	hin	und	zu	irgendwem.	Genauso	kann	etwa	ein	regionaler	
Versorger	 oder	 IT-Dienstleister	 den	 Ausbau	 der	 Infrastruktur,	 wie	 etwa	 von	 Breitbandnetzen,	
genauso	mit	solchen	Nutzungskonzepten	vorantreiben,	wie	er	daran	anknüpfend	die	Nutzung	der	
Breitbandnetze	auch	für	andere	Zwecke	vorantreiben	kann.	Das	regionale	Moment	erleichtert	es,	
entsprechende	 „Kümmerer“	 zu	 identifizieren	 und	 zu	 beteiligen,	 wie	 es	 auch	 „Treiber“	
verschiedener	 Initiativen	 (etwa	 öffentlicher	 oder	 privater	 Fördermittelgeber)	 fokussieren	 kann.	
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Wie	 gesagt,	 gilt	 das	 gerade	 im	 Bereich	 der	 Berufsbildung	 für	 Bundes-	 und	 Landesinitiativen,	
ebenso	wie	es	für	Arbeits-,	Wirtschafts-,	Sozial-	und	Bildungsetats	gelten	kann.		

	

Offensichtlich	 kann	 und	muss	 das	 Argument	 der	 sinnvollen	 regionalen	 Begrenzung	 des	Modells	
Mehrwerte	 oder	 Vorteile	 für	 die	 Region	 bringen,	 was	 andererseits	 auch	 bedeutet,	 dass	 ein	
Wettbewerb	und	ein	Wettlauf	der	Regionen	in	Kauf	genommen	bzw.	genutzt	werden	muss.		Jede	
Grenze	 –	 die	 im	 Modell	 vor	 allem	 einen	 gestaltbaren	 Aktionsradius	 und	 eine	 zuständige	
Gemeinschaft	von	Akteuren	schützt	–	markiert	zwangsläufig	auch	Ausgeschlossene	und	eben	auch	
Wettbewerber.	 In	Form	von	städtisch	oder	 ländlich	geprägten	Regionen,	strukturschwachen	und	
strukturstarken	 Gebieten	 etc.	 ist	 ein	 solcher	 Zukunftswettbewerb	 aber	 bereits	 üblich.	 Zugleich	
muss	 eine	 solche	 Grenze	 nicht	 bedeuten,	 auf	 Transparenz	 und	 Übertragbarkeit	 im	 Sinne	 eines	
allgemeinen	 Interesses	 zu	 achten	 oder	 bei	 Entwicklung	 und	 Umsetzung	 solcher	 Modelle	 diese	
Gesichtspunkte	zu	vernachlässigen.	Vieles	spricht	dafür,	dass	die	Bandbreite	der	berufsbedingten	
Ausgangslagen	auch	Platz	für	vielfältige	Entwicklungspfade	und	gegenseitiges	Lernen	der	Regionen	
bietet.		

	

6 Berufsbezogene	Bezugspunkte	und	Standards	für	die	
exemplarische	Erprobung	

Das	Konzept	wurde	im	Oktober	2017	auf	einem	Workshop	der	Handwerkskammer	Hannover	mit	
Vertreterinnen	 von	 Berufsbildenden	 Schulen,	 dem	 Handwerk	 und	 handwerklichen	
Bildungszentren,	sowie	dem	Land	Niedersachsen	vorgestellt.		

Als	Ergebnis	der	Diskussion	kann	auf	zwei	Schlussfolgerungen	hingewiesen	werden.	

• Die	Auseinandersetzung	mit	den	Chancen	und	Risiken	der	Digitalisierung	führt	in	Bezug	zu	dem	
Konzept	 zu	 zwei	 gegensätzlichen	 Einschätzungen.	 So	 wurde	 das	 Konzept	 unter	 dem	
Gesichtspunkt	 konkretisiert,	 dass	 es	 zu	 wenig	 die	 Chancen	 auf	 Differenzierung	 und	
Individualisierung	 des	 Lernens	 mit	 digitalen	 Medien	 und	 die	 Förderung	 einer	 allgemeinen	
Medienkompetenz	 nutze.	 Es	 greife	 in	 dieser	 Hinsicht	 zu	 kurz.	 Andererseits	 wird	 bereits	 die	
stärkere	Selbstverantwortung	einer	Lerngruppe	für	das	Lernen	–	verknüpft	mit	einer	kritischen	
Sicht	 auf	die	neue	Rolle	und	Finanzierung	von	 „Bezugspersonen“	 für	diese	Gruppen	–	als	 zu	
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ambitioniert	für	manche	beruflichen	Zielgruppen	angesehen.	Dies	beträfe	auch	die	Kompetenz	
der	 Lehrkräfte	 im	 Umgang	 mit	 den	 Änderungen	 in	 Wirtschaft,	 Arbeit	 und	 Beruf	 durch	 die	
Digitalisierung,	so	dass	hier	zunächst	eine	Fortbildung	der	Lehrkräfte	in	technischer	und	auch	
didaktischer	Hinsicht	vorrangig	notwendig	sei.	

• Die	 Auseinandersetzung	 mit	 dem	 Konzept	 und	 der	 Referenz-Fallstudie	 aus	 Canada	 deutet	
deren	 Potential	 zur	 Lösung	 eines	 „wesentlichen“	 und	 „tiefgreifenden“	 Problems	 der	
handwerklichen	 Berufsausbildung	 und	 des	 Handwerks	 in	 ländlichen	 Regionen	 auf.	 Es	 darf	
jedoch	nicht	als	Notlösung	 interpretiert	werden	 (was	 z.B.	auch	erneute	Diskussionen	um	die	
Berufsschulpflicht	und	Dauer	des	Unterrichts	auslösen	könnte),	sondern	als	konkreter	Beitrag	
zur	 Steigerung	 der	 Attraktivität	 der	 regionalen	 dualen	 Ausbildung	 und	 damit	 spezifisch	 der	
handwerklichen	Ausbildung,	gerade	auch	in	kleineren	Handwerksbetrieben.	Diese	Überlegung	
erfordert	 die	 Bindung	 des	 Konzepts	 an	 Qualitätsstandards	 moderner	 beruflich-dualer	
Ausbildung,	 die	 auch	 als	 Treiber	 für	 die	 breite	 Umsetzung	 der	 Digitalisierung	 in	Wirtschaft,	
Arbeit	 und	 Bildung	 gelten	 kann.	 Zumindest	 die	 Erprobung	 in	 bestimmten	 Berufen	 und	
Regionen,	 sowie	 die	 Evaluation	 der	 Akzeptanz	 und	 Ausbildungserfolge	 im	 Vergleich	 sei	
machbar	und	zugleich	ein	effizientes	und	finanzierbares	Modell	zur	ortsnahen	Beschulung.	

Der	 Workshop	 hat	 so	 die	 grundsätzliche	 Diskussion	 normativer	 Leitvorstellungen	 didaktischer	
Ansprüche	 sowie	 die	 Abwägung	 weiterer	 Optionen	 zur	 Nutzung	 digitaler	 Medien	 in	 Beruf	 und	
Bildung	thematisiert,	wie	die	Möglichkeiten	der	Umsetzung	einer	videokonferenz-gestützten	Lehre	
in	einem	Kleingruppen-Ansatz	in	ausgewählten	Berufen	und	Regionen	(geographischen	Gebieten,	
Zuständigkeitsbereichen	 oder	 auch	 Verkehrsverbünde)	 in	 Niedersachsen.	 Die	 Hinweise	 zu	 den	
politischen	 Rahmenbedingungen	 in	 Niedersachsen	 in	 Kapitel	 1	 begründen	 dabei,	 warum	 hier	
abschließend	die	Option	einer	Pilotierung	des	Konzeptes	vorbereitet	wird.	Dabei	dürfte	jedoch	im	
Einzelnen	 zu	 prüfen	 sein,	 wie	 die	 nachfolgend	 aufgeführten	 kritischen	 Faktoren	 bezogen	 auf	
auszuwählende	Standorte	und	Berufe	beurteilt	werden.	

Für	die	intendierte	Form	von	„Unterricht“	müssen	die	für	die	Motivation	so	wichtigen	Emotionen	
und	die	soziale	Gebundenheit	von	Erfolg	und	auch	einer	Fehlerkultur	weiterhin	erfahrbar	bleiben.	

Vor	allem	für	leistungsschwächere	Jugendliche	müssen	Stütz-	und	Hilfsmaßnahmen	zum	Umgang	
mit	den	Medien	und	selbstorganisiertem	Lernen	zugänglich	sein.	

Die	 Lehrenden	 müssen	 ebenfalls	 die	 bereitgestellten	 Medien	 mit	 einem	 hohen	 Routinegrad	
bedienen	können	und	wollen	sowie	möglichst	erfahren	sein	mit	dem	Konzept	der	Gruppenarbeit.	
Hilfreich	 könnte	 es	 gegebenenfalls	 sein,	 im	 Kontext	 mit	 den	 Lehrformen	 vertraute	
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Unterstützungseinrichtungen	 (etwa	 aus	 Wirtschaft	 oder	 Hochschule)	 und	 ihre	 Experten	
einzubinden.	

An	 jedem	 Lernort	 ist	 das	 passende	 Equipment	 vor	 allem	 für	 den	 fachpraktischen	 Unterricht	
vorzuhalten,	 was	 möglicher	 Weise	 an	 einigen	 Lernorten	 zu	 Investitionen	 in	 eine	 Standard-
Ausstattung	notwendig	werden	lässt.		

Pointiert	versteht	sich	das	Konzept	als	Beitrag:	

• zur	 qualitativen	 Weiterentwicklung	 der	 Dualen	 Ausbildung	 als	 Gestaltungselement	 der	
Digitalisierung	beruflicher	Bildung,	

• zur	ortsnahen	und	ortsgebunden	Vermittlung	von	Fähigkeiten,	Wissen	und	Können	in	der	
Breite	und	Vielfalt	standardisierter	Ausbildungsordnungen,	

• zur	 Schaffung	 fachlicher	 und	 pädagogischer	 Expertise	 für	 die	 Umsetzung	 innovativer	
Technologien	und	sich	verändernden	Organisationformen	von	Arbeiten	und	Lernen,	

• zur	 Entwicklung	 von	 neuen	 Dynamiken	 der	 Aus-	 und	Weiterbildung	 als	 Möglichkeit	 der	
selbstbestimmen	Gestaltung	von	Wohnen,	Lernen	und	Arbeiten	und	damit	zur	Umsetzung	
politischer	Ziele	in	Bund,	Land	und	Kommune,	also	Leben	vor	Ort.	

Das	 Konzept	 greift	 bestehende	 Stärken	 der	 beruflichen	 Bildung	 auf	 und	 fordert	 dazu	 den	
absehbaren	Herausforderungen	durch	moderate	 strukturelle	Änderungen	proaktiv	 zu	begegnen.	
Deshalb	 ist	 eine	 Erprobung	 unter	 Berücksichtigung	 von	 besonderen	 Regelungen	 und	
Rahmenbedingungen	für	Beispiele	guter	neuer	Praxis		sinnvoll.	Ein	entsprechende	Umsetzung	des	
Vorschlages	kommt	aus	verschiedenen	Gründen	für	bestimmte	Berufsgruppen	des	Handwerks	 in	
Frage.	

• Es	können	Berufe	begründet	werden,	bei	denen	Formen	der	Digitalisierung	schon	sehr	weit	in	
die	betrieblichen	Arbeits-	und	Geschäftsprozesse	implementiert	sind	und	bei	denen	von	daher	
eine	 hoher	 Affinität	 zu	 Lern-	 und	 Arbeitshandlungen	 gegeben	 ist.	 Ein	 Beispiel	 wäre	 der/die	
Mechatroniker/-in	für	Kältetechnik.	

• Es	 können	 Berufe	 begründet	werden,	 bei	 denen	 die	 Zielgruppe	 aus	 der	 thematischen	 Nähe	
eine	 hohe	 Affinität	 zu	 Informations-	 und	 Digitaltechnik	 (z.B.	 Informationselektroniker)	
aufweisen.	

• Es	können	Berufe	begründet	werden,	bei	denen	das	Problem	des	Lehrermangels	in	absehbarer	
Zukunft	 zu	 Versorgungsengpässen	 und	 ggf.	 der	 Schließung	 von	 Fachgängen	 an	 einzelnen	
Standorten	führt.	
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• Es	können	Berufe	begründet	werden,	bei	denen	 in	nächster	Zeit	 (in	ca.	5	 Jahren)	durch	eine	
mögliche	 Erhöhung	 der	 Klassenfrequenzrichtwerte	 (etwa	 eine	 Erhöhung	 der	
Anrechnungsgrenze	 für	 Lehrerstellen)	 eine	 Versorgungslücke	 im	 ländlichen	 Raum	 entstehen	
kann	und	eine	proaktive	Option	durch	ein	Modell	geschaffen	werden	kann.	

• Es	können	Berufe	begründet	werden,	in	denen	klassische	Handwerksberufe	mit	im	ländlichen	
Raum	 geringen	 Ausbildungszahlen,	 bei	 denen	 bereits	 eine	 Konzentration	 auf	 Bezirks-	 bzw.	
Landesfachklassen	erfolgte	und	aus	Schülersicht	verbesserte	Rahmenbedingungen	geschaffen	
werden	können.	

	

Ein	zweiter	Schritt	für	die	Auswahl	wäre	dann	die	Abschätzung,	ob	und	in	welchem	Maße	sich	die	
curricularen	 Grundlagen	 der	 Rahmenlehrpläne	 im	 ausgearbeiteten	 Modell-Ansatz	 realisieren	
lassen.	Für	die	o.g.	Berufe	lassen	sich	dabei	in	einer	ersten	Durchsicht	der	Lernfelder	gute	Chancen	
darstellen,	 wobei	 insbesondere	 auch	 das	 Verhältnis	 von	 Grundelementen	 und	 Schwerpunkten	
eine	besondere	curriculare	Herausforderung	bleibt,	 für	die	das	Konzept	aber	an	den	Standorten	
auch	besondere	Chancen	bieten	kann.		

	

Unabhängig	 von	 der	 Betrachtung	 der	 beruflichen	 Ausgangslage	 stellt	 die	 Betrachtung	 von	
modernen	 und	 zukunftsfesten	 Standards	 der	 Ausbildungsqualität	 eine	 Bedingung	 für	 eine	
Pilotierung.	 Die	 Diskussion	 zeigte	 mehrfach,	 dass	 die	 Thematisierung	 der	 Problemlagen	 und	
Herausforderungen	 gemeinsam	nur	 zu	 einem	 tragfähigen	 Ergebnis	 führt,	wenn	 die	Qualität	 der	
beruflichen	Ausbildung	im	dualen	System	nicht	auf	das	Erhalten	von	Lehr-Lernorten	in	der	Fläche	
ausgerichtet	wird,	 sondern	die	berufliche	Ausbildung	 im	Dualen	 System	nachhaltig	modernisiert	
und	 zukunftsfest	 wird.	 Um	 die	 Diskussion	 im	 politischen	 Feld	 nicht	 einer	 Beliebigkeit	 zu	
überlassen,	wird	die	Benennung	von	verbindlichen	Standards	für	eine	gute	Ausbildungsqualität	in	
ländlichen	Regionen	und	zugleich	einer	sinnvollen	didaktischen	und	methodischen	Einbindung	der	
Digitalisierung	vorgeschlagen.	Im	Nachgang	zu	der	Diskussion	erscheinen	uns	folgende	Punkte	als	
geeignet:	
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• Wahrung	der	berufsfachlichen	Expertise	im	Modell	

• Wohnortnahe	Beschulung,	gemessen	am	Verhältnis	von	Fahrt-	zu	Lernzeiten	

• Eingebundenheit	 in	 soziale	 Systeme	 und	 Gruppen,	 Schaffung	 von	 beruflichen	
Entwicklungsperspektiven	in	Lerngemeinschaften	

• Abstimmung	 zwischen	 Berufsschule	 und	 Betrieb	 bei	 Problemstellungen	 der	 praktischen	
Ausführung	und	Handhabung	digitaler	Arbeitswerkszeuge	

• Eingebundenheit	in	regionale	Arbeits-und	Lebensräume	und	deren	Wertschätzung	

• Erfahrungsgeleitetes,	handlungsorientiertes	Lernen	mit	Phasen	der	Selbstorganisation	

• Ansprechpartner	vor	Ort,	Funktionsfähigkeit	und	Stabilität	des	Lehr-Lernangebotes	

• Wahrung	von	Prüfungsanforderungen	und	Prüfungsstandards	im	handlungsorientierten	Sinne	

• Angemessene	Ausstattung	der	Lernorte	mit	digitaler	Infrastruktur	

• Berücksichtigung	von	Entwicklungsdynamiken		

	

Die	Kriterien	sind	bezogen	auf	eine	Pilotierung	weiter	zu	operationalisieren	–	sie	müssen	mit	Blick	
auf	 die	 traditionelle	 und	 nach	 dem	 Konzept	 der	 digital	 vernetzten,	 regional	 begrenzten	 Lehre	
geschärft	werden.		

	

Ein	vierter	Schritt	in	der	Vorbereitung	einer	Pilotierung	ist	notwendiger	Weise	die	Bestimmung	der	
vielfältig	 deutbaren	 Begrifflichkeit	 von	 „Region“	 und	 „regional“.	 Hier	 sind	 wohl	 spezifisch	
Unterschiede	 in	 der	 Abgrenzung,	 speziell	 auch	 der	 verwaltungstechnischen	 Zuständigkeiten,	 zu	
berücksichtigen	als	auch	die	Ausstattung	von	vorhandenen	Standorten	 in	Bezug	auf	die	 in	Frage	
kommenden	Berufe.		

	

Die	 Projektstudie	 kann	 hier	 die	 weiteren	 Schritte	 nur	 andeuten.	 Es	 bedarf	 einer	 politischen	
Bewertung,	ob	die	Schritte	gegangen	werden	sollen.		
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Anhang	A:	Exemplarische	Ausstattungsliste	der	School	of	Distance	
Learning	Niedersachsen	(SDLN)	

Technische	Infrastruktur	(Polycom	RealPresence	Plattform)	

Standortübergreifend	

Polycom	RealPresence	Mobile	 Software	zur	mobilen	Nutzung	

Polycom	Resource	Manager	(CMA)	

Software	zu			Administration	des	gesamten	Video-
Collaboration-Netzwerk	

	

Polycom	Broader	Proxy	E	und	ST	
Firewall-Überquerung	und	Sicherheit	

	

Polycom	Real	Presence	Collaboration	Server	

Software	für	Multipoint-Video,	Audio	und	Content	
Collaboration	

	

Pro	Standort	

Polycom	HDX	8000	 Raum	Telepresence	Lösung	

Technische	Dienstleistung	(B24	IT)	

Entwicklung	und	Bereitstellung	der	Polycom	RealPresence	Lösung	

Verwaltung	der	Infrastruktur-Komponenten	in	ihren	Rechenzentren	sowie	24/7	Support	und	Wartung	

	

	 	



	

	53	

Anhang	B:	Synopse	Rahmenbedingungen	Schulrecht	

	

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Bereich
M
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al
Suchbegriff

Anw
esenheit

Anw
esenheit

k.	A.
k.	A.

k.	A.
§	43	(1)	SchulG	N

RW
Regelm

äßige	Teilnahm
e

auch	für	
U
nterrichtsangebote	zu	

denen	eine	freiw
illigs	

Anm
eldung	erfolgte	

Befreiung
Befreiung

§	3	SchulBesV	BW

Befreiung	vom
	U
nterricht	

in	einzelnen	Fällen	oder	
von	sonstigen	einzelnen	
Schulveranstaltungen

§	20	BaySchO
Teilnahm

e,	Befreiung,	
Beurlaubung

Pflicht	zur	Befreiung	von	
U
nterricht	gegeben

3.2	EBRSS
Befreiung	vom

	U
nterricht

Pflicht	zur	Befreiung	von	
U
nterricht	gegeben

§	43	(3)	SchulG	N
RW

Ü
ber	Befreieungen	und	Beurlaubungen	

bis	zu	einen	Jahr	enttscheidet	die/der	
Schulleiter*in	darüberhinaus	bedarf	es	
der	Zustim

m
ung	der	

Schulaufsichtsbehörde

Spezifisziert	in	12-52	N
r.	1	

BASS:	Teinahm
e	am

	und	
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RdErl.	d.	M

inisterium
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Schule	und	W
eiterbildung	

v.	29.05.2015	(ABl.	N
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.	
S.	354)

Beurlaubung
Beurlaubung

§	4	SchulBesV	BW
Beurlaubung

§	11	BSO
Beurlaubung

Beurlaubungsm
öglichkeite

n
k.	A.

§	43	(3)	SchulG	N
RW

über	Befreieungen	und	Beurlaubungen	bis	
zu	einen	Jahr	enttscheidet	die/der	
Schulleiter*in	darüberhinaus	bedarf	es	
der	Zustim

m
ung	der	

Schulaufsichtsbehörde

Spezifisziert	in	12-52	N
r.	1	

BASS:	Teinahm
e	am

	und	
an	sonstigen	
Schulveranstaltungen
RdErl.	d.	M

inisterium
s	für	

Schule	und	W
eiterbildung	

v.	29.05.2015	(ABl.	N
RW

.	
S.	354)

§	5	SchulBesV	BW
Beurlaubung	aus	
betrieblichen	Gründen

§	20	BaySchO
Teilnahm

e,	Befreiung,	
Beurlaubung

Beurlaubungsm
öglichkeite

n

12-52	N
r.	1	BASS:	Teinahm

e	am
	

und	an	sonstigen	
Schulveranstaltungen
RdErl.	d.	M

inisterium
s	für	Schule	

und	W
eiterbildung	v.	29.05.2015	

(ABl.	N
RW

.	S.	354)
u.a.		Gründe	für	eine	persönliche	
Befreieung	

Berufsschulpflicht
Berufsschulpflicht

§	77	SchG
Beginn	der	
Berufsschulpflicht

keine	Einschränkung
Art.	39	BayEU

G
Berufsschulpflicht

Regelungen	zur	
Berufsschulpflicht

§	63	N
SchG

Allgem
eines

Allgem
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Schulpflicht
§	38	SchulG	N
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Berufschulpflicht	(oder	Besuch	der	Sek	II)	
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Schulpflicht
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§	78	SchG
Dauer	der	
Berufsschulpflicht

Art.	77	BayEU
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Pflichten	der	
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Freistellungspflicht	des	
AGs	zur	Teilnahm

e	des	
Azubis	an	der	Berufsschule

§	64	N
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Beginn	der	Schulpflicht
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Berufsschulpflicht
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Dauer	der	Schulpflicht

Regelungen	zur	
Schulpflicht

§	80	SchG
Ruhen	der	
Berufsschulpflicht

Ruhen	der	
Berufsschulpflicht	bei	
Ersatzbesuch	für	den	
Berufsschulunterricht

§	67	N
SchG

Schulpflicht	im
	

Sekundarbereich	II
Pflicht	zum

	Besuch	der	
Berufsschule

§	81	SchG
Vorzeitige	Beendigung	
der	Berufsschulpflicht

§	85	SchG
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3.3	EBRSS

Fernbleiben	vom
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tw
ochenstunden	

und	Gesam
tstunden

Anhänge	der	APO
	BK

Stundentafeln
Auch	für	Teilzeitklassen

2.15	EB-BbS
Selbstlernphasen

Erm
öglichung	von	

Selbstlernphasen	
ausserhalb	des	Lernortes	
Schule

§8	(2)	SchulG	N
RW

	/	
§	5	(2)	APO

	BK	N
RW

§	5	(6)	APO
	BK	Anlage	A	N

RW

Abw
eichung	von	der	fünftätigen	

Schulw
oche	/	Grundlegung	der	

Teilzeitbeschulung	und	des	
Blockunterrichts

3.1.2	EB-BbS
Allgem

eine	Hinw
eise

M
ax.	U

nterrichtszeit	pro	
Tag:	9	Std.

§	5	(2)	APO
	BK	Anlage	A	N

RW
An	einem

	U
nterrichtstag	sind	8	Stunden	

zu	unterrichten

(gringere	in	Abstim
m
ung	

m
it	zustädigen	Stellen,	

höhrere	im
	Rahm

en	von	
Ganztag	in	der	gesunden	
Schule)

BASS	12-61	N
r.	1.4	

Blockunterricht	an	Berufskollegs;	
Zeiteinteilung	für	die	Schuljahre	
2017/2018	bis	2019/2020

Festlegung	der	Bockzeiten

Betreuung
Betreuung

k.	A.
k.	A.

k.	A.
k.A.

Hausaufgabe
Hausaufgabe

k.	A.
§	28	BaySchO

Hausaufgaben
M
öglichkeiten	von	

Hausaufgaben
1.1	EBRSS

Allgem
eines

M
öglichkeiten	von	

Hausaufgaben
§	42	(3)	SchulG	N

RW
Allgem

eines

SuS	haben	die	Pflicht	
Hausaufgaben	zu	
erledigen

Klassenarbeiten
Klassenarbeit

§	5	BerSchulAPV	BW

M
aßgebende	N

oten,	
Klassenarbeiten,	
Zeugnisse

Gleichw
ertige	

Feststellungen	
(besondere	
Lernleistungen)	als	
Alternative	von	
Klassenarbeiten

k.	A.
k.	A.

siehe	Leistungsnachw
eis

Leistungsnachw
eis

k.	A.
Art.	52	BayEU

G

N
achw

eise	des	
Leistungsstands,	
Bew

ertung	der	
Leistungen,	Zeugnisse

Leistungsnachw
eise	in	

Form
	von	schriftlichen,	

m
ündlichen	und	

praktischen	Leistungen
§	58	N

SchG
Allgem

eines
Pflicht	zur	Erbringung	von	
Leistungsnachw

eisen
§	8	APO

	BK	N
RW

	und	VV	zu	§	8
Allgem

eines

In	Schriftlichen	
Prüfungsfächern	sind	
schriftliche	Arbeiten	
vorzusehen	

§	12	BSO
Leistungsnachw

eise
Art	der	
Leistungsnachw

eise

Betreuung
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Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Bereich
M
erkm

al
Suchbegriff

Klassenbildung
Klassenbildung

k.	A.
§	6	BSO

Klassenbildung

Fachklassenprinzip,	
Zusam

m
enfassung	

verw
andter	

Ausbildungsberufe	
m
öglich

1.	EB-BbS
Fachliche	Anforderungen	
an	die	Bildung	von	Klassen

§	93	(2)	SchulG	N
RW

Erm
ächtiungsgrundlage	für	Verordnung	

zur	Klassengröße

1.1	EB-BbS
Berufsschule

§	5	APO
	BK	Anlage	A

Allgem
eines

Grundsatz	des	
Fachklassenprinzips
(Ausnahm

e	zur	
Gem

einsam
en	

Klassenbildung	nur	in	
Anlage	B	§	5	(2)	

1.1.1	EB-BbS
Klassen	ohne	äussere	
Differenzierung

Zusam
m
enfassung	

m
öglich

1.1.2	EB-BbS
Klassen	m

it	äusserer	
Differenzierung

Zusam
m
enfassung	

m
öglich

§	84	SchulG	N
RW

Grundsätzlich	w
erden	Fachklassen	in	dem

	
Gebiet	eines	Schulträges	angeboten,	es	sei	
denn	es	w

erden	aufgrund	der	
M
indestgröße	Bezirksfachklassen	oder	

bezirksübergreifende	Fachklassen	gebildet

1.1.3	EB-BbS
Jahrgangsübergreifende	
Fachklassen

Zusam
m
enfassung	

m
öglich

BASS	10-02	N
r.	9

Errichtung,
Änderung	und	Auflösung
von	w

eiterführenden	
allgem

einbildenden
Schulen	und	Berufskollegs
RdErl.	d.	M

inisterium
s	für	Schule	

und	W
eiterbildung	v.	06.05.1997	

(GABl.	N
W
.	I	S.	142)

Sow
eit	neue	Bildungsgänge	eingeführt	

w
erden	Bedarf	es	einer	hinreichenden	

Perspektive

2.	EB-BbS

Q
uantitative	

Anforderungen	an	die	
Klassenbildung

Schulindividuelle	
Entscheidung	über	
Klassenbildung,	
M
öglichkeit	anderw

eitig	
organisierter	
Praxisgruppen

BASS	10-11	N
r.	3

(zu	§	7	(4)	APO
	BK	N

RW
Listeder	Zuordnung	der	
Ausbildungsberufe
zu	den	Fachbereichen
zur	Bildung	
fachbereichsspezifischer	
Lerngruppen

Erlass	zur	Bildung	von	
fachbereichsspezifischen	Lerngruppen	

M
öglichkeiten	zur	

Einrichtung	von	
Lerngruppen	zur	Erw

erb	
der	Fachhochschulreife	
oder	zu	einhaltung	der	
M
indestgröße	im

	
Ländlichen	Raum

3.	EB-BbS

Berechnung	des	
Lehrkräftesollstunden-
Budgets	der	Schule

BASS	10-11	N
r.	2

Genehm
igung

von	Schulträgerbeschlüssen
zur	Errichtung	und	Erw

eiterung	
von	Fachklassen	des	dualen	
System

s	an	Berufskollegs
durch	die	obere	
Schulaufsichtsbehörde
RdErl.	d.	M

inisterium
s	für	Schule	

und	W
eiterbildung	v.	24.01.2017	

(ABl.	N
RW

.	03/17	S.	40)
Regelung	zur	alternativen	Bildung	von	
Lerngruppen

5.	EB-BbS

Planzahlen	für	die	
N
eueinführung	von	

Bildungsgängen

M
indestens	27	Schüler	für	

N
eueinführung	eines	

Bildungsgangs	notw
endig

BASS	10-11	N
r.	1

Verordnung
über	die	Bildung
von	
regierungsbezirksübergreifenden	
Schuleinzugsbereichen	für	
Bezirksfachklassen	des	
Bildungsgangs	Berufsschule	an	
Berufskollegs
Vom

	14.	Juli	2005,
zuletzt	geändert	durch	
Verordnung	vom

	23.	April	2017	
(SGV.	N

RW
.	223)

Festlegung	der	Bezirksfachklassen

Klassengrösse
k.	A.

k.	A.

BASS	11-11	N
r.	1

Verordnung
zur	Ausführung	des	§	93	Abs.	2	
Schulgesetz	(VO

	zu	§	93	Abs.	2	
SchulG)

§	6	Klassenrichtw
erte,	

Klassenhöchstw
erte,	Bandbreiten

Gravierende	
Abw

eichungen	bedürfen	
der	Genehm

igung

Klassenstärke
§	7	BSO

Klassenstärken	und	
Gruppenbildung	an	
staatlichen	Berufsschulen

M
indestgrössen	für	

Klassen,	
Gestaltungsm

öglichkeiten	
gegeben

siehe	Klassengrösse
M
indestgrösse

M
indestgrösse

k.	A.
siehe	Klassenstärke

siehe	Klassengrösse

M
indestschülerzahl

§30e	SchG
Verordnungserm

ächtigung

Erm
ächtigung	des	

Kultusm
inisterium

s	für	
den	Erlass	von	
Rechtsverordnungen	zur	
Regelung	der	
M
indestschülerzahlen	an	

allgem
ein	bildenden	

Schulen
k.	A.

siehe	Klassengrösse
Höchstgrösse

Höchstgrösse
k.	A.

siehe	Klassenstärke
siehe	Klassengrösse

Klassenbildung

Baden-W
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Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Norm
Inhalt

Bem
erkung

Bereich
M
erkm

al
Suchbegriff

Sprengel
Sprengel

k.	A.
Art.	34	BayEU

G
Berufsschulen

Sprengelbildung	durch	
Rechtsverordung,	Grund-	
und	Fachsprengel,	
Sprengelauflösung

k.	A.

Schulbezirk
Schulbezirk

§	25	SchG
Schulbezirk

Jede	Berufsschule	hat	
einen	Schulbezirk,	
Differenzierung	in	Typen,	
Berufsfelder	und	
Fachklassen

k.	A.
1.	EB-BbS

Grundlagen	der	
Gastschulverhältnisse

Keine	Schulbezirke	für	
Berufsschulen	in	
N
iedersachsen

§	84	SchulG	N
RW

Bildung	von	Schulbezirken	m
öglich

insbesondere	zur	Bildung	
von	Bezirksfachklassen	
und	Landesfachklassen

§	79	SchG
Erfüllung	der	
Berufsschulpflicht

Zuw
eisung	von	Schülern	

zu	anderen	Schulbezirken	
m
öglich

§	46	(4)	SchulG	N
RW

Anrecht	des	Ausbildungsbetriebs	auf	
Besuch	des	zum

	Ausbildungsbetrieb	
nächstgelegene	Berufskollegs,	W

ahlrecht	
zum

	besuch	eines	anderen	insbesondere	
w
ohnortnäherem

	BKs

Lernm
ittel

Lernm
ittel

§	22	SchG
W
eiterentw

icklung	des	
Schulw

esens

Einrichtung	von	
Schulversuchen	bei	
Entw

icklung	des	
Bildungsw

esens
Art.	51	BayEU

G
Lernm

ittel,	Lehrm
ittel

Zulassungspflicht	von	
Lernm

itteln,	Entscheidung	
durch	Staatsm

inisterium
	

und	Lehrerkonferenz
§	29	N

SchG
Lehr-	und	Lernm

ittel
Genehm

igungspflicht	von	
Lehr-	und	Lernm

itteln
§	79	SchulG	N

RW
Lehrm

ittel	sind	durch	Schulträgen	
bereitzustellen

§	1	LM
VO

N
otw

endige	Lernm
ittel

Allgem
eine	Hinw

eise	zu	
Lernm

ittel
2.1	Hinw

eise	EDV-
N
utzung

Allgem
eines

Internet	als	Lernm
ittel

BASS	16-01	N
r.	2	Zulassung	von	

Lernm
itteln	RdErl.	des	

M
inisterium

s	für	Schule,	Jugend	
und	Kinder	v.	03.12.2003	(ABl.	
N
RW

.	2004	S.	9)
Regelung	des	Verfahrens	und	der	
Anforderungen	an	Lehrm

ittel

Alle	Lehrm
ittel	für	das	BK	

sind	pauschal	zugelassen.	
Ü
ber	die	Passung	m

uss	
folglich	das	einzelnen	BK	
entscheiden.

Schulbuch
§	35	SchG

Zulassung	von	Lehr-	und	
Lernm

itteln

Zulassung	von	Lehr-	und	
Lernm

itteln	durch	
Rechtsverordnung	
geregelt

§	1	ZLV
Schulbücher

Definition	von	
Schulbüchern,	Einschluss	
digitaler	M

edien
k.	A.

§	1	SchulBZulV	BW
Zulassung	von	
Schulbüchern

§	10	ZLV

Zulassung	für	
Schulversuche	und	zur	
Erprobung

Zulassung	von	
Lernm

itteln	bei	
Schulversuchen

§	3	SchulBZulV	BW
Zulassungsfreiheit

Digitale	Geräte
M
obilfunktelefon

Art.	56	BayEU
G

Rechte	und	Pflichten
Grundsätzliches	
Benutzungsverbot

k.	A.

Lernm
ittelfreiheit

Lernm
ittelfreiheit

§94	SchG
Lernm

ittelfreiheit

Leihw
eise	Ü

berlassung	
von	Lernm

itteln	an	
Schülern

Art.	51	BayEU
G

Lernm
ittel,	Lehrm

ittel
Lernm

ittelfreiheit
k.	A.

§	96	SchulG	N
RW

Grundsätzlich	Lehrm
ittelfreiheit,	aber	

Eigenanteil
BASS	16-01	N

r.	1
Verordnung
über	die	Durchschnicsbeträge
und	den	Eigenanteil	nach	§	96	
Abs.	5	Schulgesetz
(VO

	zu	§	96	Abs.	5	SchulG)	Vom
	

12.	April	2005
geändert	durch	Verordnung	vom

	
26.	Juli	2015	(SGV.	N

RW
.	223)

Festlegung	von	Eigenanteilen,	
Darüberhinausgehende	Lehrm

ittel	sind	
durch	den	Schultäger	bereitzustellen

Datenschutz
Datenschutz

§	115	SchG
Datenverarbeitung,	
Statistik

Regelung	durch	das	
Landesdatenschutzgesetz

2.7	Hinw
eise	EDV-

N
utzung

Passw
ortgeschützte	

Lernplattform
en

Erw
ähnung	von	

internetbasierten	
Lernplattform

en,	
Einhaltung	
datenschutzrechtlicher	
Vorgaben	zu	beachten

§	120	SchulG	N
RW

Datenschutz	bzgl.	SuS

7.2	Hinw
eise	EDV-

N
utzung

Datenschutz	bei	der	
Internetnutzung	in	
Schulen

Aufsichtspflicht	der	
Schule	gegenüber	
Schülern	bei	
Internetnutzung,	
Speicherung	von	Daten

BASS	10-44	N
r.	2.1

Verordnung
über	die	zur	Verarbeitung	
zugelassenen	Daten	von	
Schülerinnen,	Schülern	und	
Eltern	(VO-DV	I)

Verarbeitung	von	Schülerdaten

§	121	SchulG	N
RW

Datenschutz	bzgl.	Lehrerinnnen	und	Lehrer

BASS	10-41	N
r.	6.1	Verordnung	

über	die	zur	Verarbeitung	
zugelassenen	Daten	der	
Lehrerinnen	und	Lehrer	(VO

-DV	II)
Verarbeitung	von	Lehrerdaten

§	122	SchulG	N
RW

Ergänende	Relgungen,	Erm
ächtigung	für	

Verordnungen	und	hinw
eise	auf	den	

übergreifend	geltenden	Datenschutz
BASS	10-41	N

r.	4	
Dienstanw

eisung	für	die	
autom

atisierte	Verarbeitung	von	
personenbezogenen	Daten	in	der	
Schule

Ü
bergreifende	Vorgaben

Speicherort
k.	A.

k.	A.

Personenbezogene	
Daten

Personenbezogene	Daten
§	115	SchG

Datenverarbeitung,	
Statistik

Art.	85	BayEU
G

Erhebung,	Verarbeitung	
und	N

utzung	von	Daten
Erlaubnis	zur	Speicherung	
personenbezogener	Daten

§	31	N
SchG

Verarbeitung	
personenbezogener	Daten

M
öglichkeit	zur	

Datenspeicherung	
grundsätzlich	gegeben

Sprengelpflicht

Lehrm
ittel

Datenschutz

Baden-W
ürttem

berg
Bayern
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